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Den 
Hass 
vom 
Platz 
fegen Jetzt bloß nicht spalten 

lassen – es gilt 
zusammenzustehen: 
gegen rechts, gegen   
An ti de mo kra t*in nen und 
religiöse Fun da men ta­
list*in nen. Feminismus 
ist Teamarbeit 
2–12

VERBOTEN
Guten Tag,  
meine Damen und Herren!

Es geht um Befindlichkeiten, es 
geht ums Gefühl, um Vertrauen 
und Ehrlichkeit: Wie würden sich 
Christian (Lindner) und Robert 
(Habeck) anschauen, wenn Olaf 
(Scholz) endlich die Pforten zum 
Meseberger Schlossgarten öffne­
te und die kleine Selbsthilfegrup­
pe wieder sich selbst überließe?  
Nun, wir sind erleichtert: 

Die Ampel schaltet auf Grün.

#Bildung  
#Hauptschulabschluss

Long Covid

Solidarität Freiheit Attacke

Vergessenes Leid

Die Studienlage zu 
Corona­Spätfolgen ist 
dünn. Warum ist das so?
14

Jeden Tag aufs Neue:  
Fe mi nis t*in nen den 
Rücken frei halten 
3

Gilda Sahebi über die 
Proteste im Iran – und wie 
sie vereinnahmt werden 
7

Antifeminismus 
organisierte sich früh, 
sagt Historikerin Planert
9

An der polnisch­
belarussischen Grenze 
sterben seit zwei Jahren 
Menschen 
19

von Paula Troxler

W
eltweit kämpfen Feminist_in-
nen für Gleichberechtigung und 
Selbstbestimmung. Es ist nicht 
nur ein Streiten für und Ringen 

um Verbesserungen, sondern oft die Abwehr 
von Verschlechterung und Restriktion. Des-
halb schauen wir zum feministischen Kampf-
tag dorthin: Mit welchen Strategien versuchen 
Antifeminist_innen, queerfeministische Ziele 
zu sabotieren?

Oft ist Antifeminismus subtil. Wie wir ihn 
entlarven können, wird auch klar, wenn wir uns 
mit ihm auseinandersetzen: Welche Formen 
nimmt er an? Wer sind die Akteur_innen? Und 
wie können wir ihm begegnen? Diese Fragen 
stellen wir uns in diesem Dossier zum 8. März.

Expertin Sandra Ho erklärt, warum Anti-
feminismus eine Gefahr für die Demokratie 
ist und wie er rechtsextremen Positionen ein 
Scharnier in die „Mitte der Gesellschaft“ bietet. 
Historikerin Ute Planert zeigt im Interview mit 
der stellvertretenden Chefredakteurin Katrin 
Gottschalk auf, dass er kein aktuelles Phäno-
men ist, sondern schon im Kaiserreich eine – 
letztlich erfolglose – Reaktion auf die erste 
Frauenbewegung war.

Susan Faludi stellte schon vor 30 Jahren fest, 
dass die von ihr genannten „Backlashes“ gegen 
emanzipatorische Errungenschaften ein Sys-
tem haben. Redakteurin Waltraud Schwab hat 
den Bestseller von damals noch einmal gelesen 
und entdeckt aktuelle Beispiele, die sich mit Fa-
ludis Werkzeugkasten analysieren lassen.

Wir schauen außerdem in die Türkei, die 
aus der Istanbul-Konvention zum Schutz von 
Frauen vor Gewalt ausgetreten ist, zeigen, was 
Antifeminismus mit Kolonialismus zu tun hat 
oder wie er dazu führt, dass trans Personen im 
Sport ausgeschlossen werden.

Mit Blick auf Afghanistan fragen wir uns: 
Was macht es mit einem Land, wenn die Frauen 
fehlen? „Viele Frauen, deren Familien es erlaubt 
haben, sind auf die Straße gegangen. Ich war 
bei jedem Protest dabei“, erzählt die Kabulerin 
Soma Safi der Redakteurin Ann Esswein. Safi 
wie auch andere Afghaninnen beweisen un-
glaublichen Mut und sind Vorbilder, die gegen 
Antifeminismus aufbegehren – ebenso wie die 
Menschen im Iran.

Die Revolte im Iran ist natürlich auch Teil un-
serer Ausgabe: Ein Vorabdruck aus Gilda Sahe-
bis Buch „Unser Schwert ist Liebe“ zum Thema 
beschäftigt sich mit der sogenannten Kopf-
tuchdebatte: Im Iran gehe es nicht um das Kopf-
tuch, schreibt Sahebi, sondern um die syste-
matische Unterdrückung von Frauen. Weil das 
Thema so komplex scheint, halten sich auch 
viele europäische Linke mit ihrer Solidarität 
zurück. Doch wer, wenn nicht die Menschen 
im Iran, zeigt, welche Kraft sich entfaltet, wenn 
gegen verstaatlichten Antifeminismus aufbe-
gehrt wird?

Redaktion: Gemma Terés Arilla, Linda Gerner, 
Nicole Opitz und Dinah Riese  
Foto: Nadine Torneri. Layout: Sonja Trabandt

Kenne deinen 
Feind

Das Rugbyteam der Berlin Bruisers spielt in der Regionalliga. Die Mannschaft ist offen für trans Personen – als einziges Frauenteam bundesweit   Foto: Doro Zinn
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S
ich austauschen zu einem gemeinsa-
men Hobby, politisch Gleichgesinnte 
finden, Netzwerke knüpfen, obwohl 
man räumlich weit voneinander ent-

fernt ist. Das Internet ist ein Raum der tausend 
Möglichkeiten – eigentlich. Denn allzu oft wer-
den Menschen aus diesem an sich so großen 
Raum herausgedrängt: Ihnen begegnen Hass 
und Drohungen, und das nicht nur von Ein-
zelpersonen, sondern oft in Form organisier-
ter Onlinemobs.

Digitale und analoge Gewalt seien eng ver-
knüpft, erklärt die Organisation HateAid. 
Doch es gibt auch Unterschiede: Digitale Ge-
walt könne rund um die Uhr geschehen, vor 
einem riesigen Publikum und mit anonymen 
Täter*innen. Oft zeichne sie sich durch gezielt 
geplante Angriffe aus.

Dieser digitalen Gewalt entgegenzutreten 
und Betroffene zu unterstützen ist das Ziel von 
HateAid. „Wir stehen an deiner Seite“, heißt es 
ganz oben auf der Webseite. „Denn Menschen-
recht gilt auch digital.“ HateAid bietet Betrof-
fenen Beratung und rechtliche Unterstützung. 
„Wir wollen, dass Gerechtigkeit nicht vom Geld-
beutel abhängt“, erklärt das Projekt seine Pro-

zesskostenfinanzierung. Außerdem gibt es ei-
nen Ratgeber zu digitaler Gewalt mit Strategien 
für (potenziell) Betroffene.

HateAid will Politik und Gesellschaft für Ge-
walt im Netz sensibilisieren. Betroffene müss-
ten besser geschützt, Strafrecht und Strafver-
folgung an die Realität des Internets angepasst 
werden. „Wir treten an, um die digitale Welt 
für alle zu einem positiven Ort zu machen“, 
erklärt HateAid: „Unabhängig von Geschlecht, 
Herkunft, Religion und vielem mehr.“ Zwar 
kann digitale Gewalt alle treffen, aber das In-
ternet ist nicht für alle Menschen gleicherma-
ßen  (un)sicher.

Frauen erleben sehr viel häufiger digitale 
Gewalt als Männer – vor allem, wenn sie sich 
zu politischen Themen positionieren. Ebenso 
im Fokus stehen Queers, Personen of Color, 
muslimische oder jüdische Menschen – jene 
Gruppen, die ohnehin Diskriminierung erfah-
ren. Ganz besonders trifft es jene, die zu meh-
reren dieser Gruppen zählen oder von ande-
ren gezählt werden.

Deutlich wird das am Beispiel der Journalis-
tin Sibel Schick. Seit Jahren wird sie als linke 
Frau of Color massiv im Netz angegriffen und 
bedroht. 2021 ging sie mithilfe von HateAid 
vor Gericht: Auf Facebook hatte ein Mann sie 
als „Volksschädling“ bezeichnet. Er musste 
5.400  Euro Geldstrafe zahlen. Ein Sieg zwar, 
aber ein „Tropfen auf den heißen Stein“, wie 
Schick schrieb. Gewalt im Netz werde zu sel-
ten bestraft.

„Mit HateAid hatte ich realisiert, dass üble 
Nachrede nichts ist, was ich mir einfach so ge-
fallen lassen muss – auch nicht als ehrenamt-
liche Kommunalpolitikerin“, schreibt auch 
die Potsdamer Stadtverordnete Anna Lüdcke 
(CDU) auf der Webseite des Projekts. „Das Stel-
len der Strafanzeige hat mich irgendwie wie-
der stärker und wehrhafter gemacht.“   
 Dinah Riese

S
onnenschein, klare Luft, ein Spa-
ziergang durch den Treptower 
Park. Dann wird die Idylle gestört: 
Am Laternenpfahl prangt ein Auf-

kleber mit der Aufschrift „Homo-Propa-
ganda stoppen“. Der Sticker ist vom Lay-
out so peinlich wie generell die Aussagen 
der rechtsextremen Neonazipartei III. Weg. 
Wütend macht er trotzdem. Wut ist gut, um 
den Sticker schwungvoll abzureißen. Durch 
das Berliner Register kann man zusätzlich 
noch andere Menschen für derartige Propa-
ganda sensibilisieren. Auf www.berliner-re-
gister.de kann die Alltagsfeindlichkeit on-
line schnell dokumentiert werden.

In die Chronik werden Vorfälle aufge-
nommen, die rassistisch, antisemitisch, 
LGBTIQ*-feindlich, antiziganistisch, extrem 
rechts, sozialchauvinistisch, ableistisch oder 
antifeministisch sind. Die Hinweise kom-
men von Berliner Bürger*innen, Mitarbei-
tenden des Registers oder auch durch Pres-
semeldungen der Polizei. Die Gewaltstatis-
tiken der Berliner Polizei darf das Berliner 
Register aus Datenschutzgründen nicht 
mehr einarbeiten.

Die gemeldeten Vorfälle werden in einer 
Chronik veröffentlicht und einmal im Jahr 
ausgewertet. Für jeden Berliner Bezirk gibt 
es außerdem eine eigene Chronik, sodass 
sichtbar wird, an welchen Orten der Stadt 
es häufiger zu Diskriminierungen, etwa 

durch die ansässige rechte Szene, kommt. 
Als Gegenaktion können gezielt Kiezspazier-
gänge dort organisiert werden, wo es beson-
ders viele diskriminierende Sticker zu ent-
fernen gibt. Eine Verifizierung der Vorfälle 
findet durch Fotos oder persönliche Nach-
fragen statt.

Berlin ist mit dem vom Senat geförderten 
Melderegister schon einen ganzen Schritt 
weiter als viele andere Städte. Eingerichtet 
wurde das erste Register 2005 in Berlin-Pan-
kow. Seit 2016 gibt es Register in allen Berli-
ner Bezirken. Diese verweisen die Betroffe-
nen oder die Meldenden, wenn gewünscht, 
auch an über 100 weitere Anlauf- und Be-
ratungsstellen.

2021 nahm das Berliner Register „Antife-
minismus“ als einzelne Kategorie auf: „Wir 
haben die politische Relevanz erkannt, die 

hinter der antifeministischen Ideologie 
steckt, und wollen diese abbilden“, sagt 
Projektleiterin Kati Becker. Für 2021 wur-
den 26  antifeministische Fälle gemeldet, 
2022 bewegt sich die Zahl in einem ähnli-
chen Rahmen.

Allerdings werden auch Angriffe auf 
LGBTIQ*-Personen einzeln erfasst, die häu-
fig zudem antifeministisch sind, so Becker. 
2021 wurden 198 dokumentiert. Das Glei-
che gilt für rassistische, ableistische oder 
antisemitische Vorfälle. Eine Meldung, ein 
Eintrag. Doppelt gezählt wird beim Berliner 
Register nichts. Zu den antifeministischen 
Meldungen aus dem Jahr 2022 zählten etwa 
der „Marsch für das Leben“ oder antifemi-
nistische Graffiti an einem Kiezladen. Sen-
sibilität für Anfeindungen zu schaffen ist 
eines der Ziele des Berliner Registers. Des-
halb bietet die Seite auch ein ausführliches 
Glossar mit Begriffserklärungen und (Zah-
len-)Codes von rechten Gruppen.

Unter „Antifeminismus“ weist das Glos-
sar auf die sich häufenden antifeministi-
schen Kampagnen hin, etwa in den sozia-
len Netzwerken gegen Politikerinnen wie Re-
nate Künast, Sawsan Chebli oder Annalena 
Baerbock. Auch die Drohbriefe „NSU 2.0“, die 
vorrangig an in der Öffentlichkeit stehende 
Frauen gingen, zeigten laut Becker, wie wich-
tig es sei, antifeministische Angriffe besser 
zu dokumentieren.  Linda Gerner

A
ntifeminismus ist alltäglich – 
aber noch viel zu oft ungesehen. 
Nicht nur feministische Akti vist_
innen, auch das Bundeskriminal-

amt geht von einer hohen Dunkelziffer bei 
geschlechtsspezifischer Gewalt aus. Das soll 
sich nun ändern: Seit Februar gibt es eine 
Meldestelle, die Betroffene dabei unter-
stützt, bereits bestehende Hilfsangebote in 
Anspruch zu nehmen.

Schon seit 2022 gibt es das Verbundpro-
jekt „Antifeminismus begegnen – Demo-
kratie stärken“, das über Antifeminismus 
informiert und Handlungsmöglichkeiten 
aufzeigt. Seit Februar operiert innerhalb 
dieses Projekts nun die neue Meldestelle – 
und soll Licht ins Dunkelfeld bringen. Dazu 
nimmt die Meldestelle vor allem Vorfälle 
auf, die unter dem sogenannten strafrecht-
lichen Radar laufen.

Beispiele dafür sind etwa Gehsteigbe-
lästigungen, die Abtreibungsgegner_in-
nen vor Schwangerschaftskonfliktberatun-
gen durchführen – und dafür bislang nicht 
strafrechtlich belangt werden. Auch queer-
feindliche Narrative, die zum vermeintli-
chen „Kindesschutz“ herangezogen wer-
den, gehören dazu.

Wer einen Vorfall melden möchte, kann 
unter antifeminismus-melden.de an geben, 
wann und wo der Vorfall stattgefunden hat. 
Expert_innen der Meldestelle prüfen die 
Meldungen – denn nicht jeder sexistische 
Übergriff ist auch antifeministisch. Viel-

mehr lasse Antifeminismus „organisiertes 
Vorgehen“ beziehungsweise eine „dahin-
terliegende politische Strategie“ erkennen, 
heißt es auf der Webseite.

Wer einen antifeministischen Vorfall nur 
beobachtet hat, ist dazu angehalten, den Vor-
fall ohne Namen zu melden. Falls Betroffene 
selbst Antifeminismus melden, können sie 
auf Wunsch an passende Unterstützungsan-
gebote weiterverwiesen werden. Wer anti-
feministische Hasskommentare abbekom-

men hat, kann sich an Civic wenden, wer ne-
ben Antifeminismus auch Rassismus erlebt 
hat, findet Unterstützung bei DaMigra, dem 
Dachverband der Migrantinnenorganisatio-
nen. Momentan gehen dem Projekt zufolge 
täglich Meldungen ein. In einem jährlichen 
Lagebericht sollen diese Meldungen anony-
misiert veröffentlicht werden. Auch soll es 
eine Chronik auf der Homepage geben.

Schon länger gibt es in einzelnen Bundes-
ländern eigene Monitorings, die auch Anti-
feminismus erfassen, etwa mobirex in Ba-
den-Württemberg oder das Berliner Regis-
ter. Die neue Meldestelle ist das erste Projekt 
auf Bundesebene. Geleitet wird es von der 
Amadeu Antonio Stiftung, dem Gunda Wer-
ner Institut und dem Dissens-Institut für 
Bildung und Forschung. Das Bundesfamili-
enministerium fördert das Verbundprojekt 
im Rahmen des Bundesprogramms „Demo-
kratie leben!“.

Dass das Projekt nötig ist, zeigen schon 
die Reaktionen: In Berichten vor allem kon-
servativer Medien ist wahlweise von „staat-
lich finanziertem Pranger“, „Anschwärz-Por-
tal“ oder „Denunziation“ die Rede. Dabei 
liegt die Gefahr für die Demokratie bei den 
Antifeminist_innen selbst.  Nicole Opitz

Der vergangene CSD in Berlin hatte das Motto „United in Love! Gegen Hass, Krieg und Diskriminierung“   Foto: AdoraPress/C. Spicker

Rechte und frauenfeindliche 
Gruppen attackieren Menschen im 
Netz. HateAid hilft, sich zu wehren

Das Berliner Register erfasst in allen Stadtteilen Alltagsfeindlichkeit und Angriffe. Seit 2021 gibt es 
zusätzlich zu Meldungen von LGBTIQ*-feindlichen Vorfällen auch die Kategorie Antifeminismus

Seit Februar gibt es in Deutschland eine Meldestelle, die Vorfälle von Antifeminismus 
aufnimmt. Vor allem geht es um Fälle unter dem strafrechtlichen Radar

Auch digitale 
Gewalt ist  
echte Gewalt

Berlin registriert’s

Licht ins Dunkelfeld

Vernetzen, 
melden, 
wehrhaft 
sein
Was tun bei Antifeminismus? 
Dabei gibt es sicher keinen 
Königinnenweg, aber wer 
Hilfe sucht, findet sie

Dass das Projekt 
nötig ist, zeigen 
schon die Reaktionen 
konservativer 
Medien

„Wir haben die 
politische Relevanz 
erkannt, die hinter der 
antifeministischen 
Ideologie steckt, und 
wollen diese abbilden“ 
Kati Becker, Projektleiterin

https://hateaid.org
https://twitter.com/HateAid/status/1438895522471768071
https://twitter.com/HateAid/status/1438895522471768071
https://www.berliner-register.de/
https://www.berliner-register.de/
https://www.berliner-register.de/glossar/
https://www.berliner-register.de/glossar/
http://antifeminismus-melden.de
https://lago-bw.de/fachstelle-mobirex.html?pdf=200
https://lago-bw.de/fachstelle-mobirex.html?pdf=200
https://uebermedien.de/81714/voellig-schriller-alarm-journalismus-gemeldet/
https://uebermedien.de/81714/voellig-schriller-alarm-journalismus-gemeldet/


Von Sandra Ho

K
ommt Ihnen diese 
Situation bekannt 
vor: Die beste 
Freundin postet et-
was über tolle Peri-
odenunterwäsche 

in den sozialen Medien. Dar-
aufhin schreibt „TradWife8“ se-
xistische Kommentare und be-
tont, dass „richtige“ Frauen über 
„sowas“ lieber schweigen soll-
ten. „Adleralbert“ heizt dabei 
gut mit an.

Oder das: Die neue 
„DragRace“-Staffel ist raus und 
ein paar Freun d*in nen treffen 
sich zum Public Viewing in einer 
Bar. Eine kleine Gruppe Men-
schen beklebt die Fenster von 
außen mit Stickern: „Stoppt den 
Gaga!“ Sie behaupten, queere 
Sichtbarkeit in den Medien sei 
eine Gefahr für Kinder.

Vielleicht erkennen Sie auch 
diese Situation wieder: Sie star-
ten einen offenen Brief an die 
Hochschulleitung mit dem Ziel, 
geschlechtergerechte Sprache 
einzuführen, damit alle Men-
schen sprachlich repräsentiert 
sind. Nach einer Woche hat 
sich eine mehrköpfige Gegen-
initiative durch Angestellte or-
ganisiert, die Ihnen den Studi-
alltag zur Hölle machen wird. 
Wütende E-Mails fluten Ihre 
Postfächer und manche Dozie-

rende wollen Ihre Hausarbeiten 
nicht annehmen, weil sie in ge-
schlechtergerechter Sprache ge-
schrieben sind.

All das ist ätzend und verlet-
zend. All das ist sexistisch, frau-
enfeindlich oder queerfeind-
lich. All das ist antiemanzipa-
torisch, abwertend und wendet 
sich gegen den Alltag von vie-
len Menschen. All das ist: anti-
feministisch.

Nun mögen sich einige fra-
gen, ob man dafür nicht lieber 
etablierte Begriffe wie Sexismus 
oder Trans- und Homophobie 
nutzen sollte. Ja, auch, denn sie 
sind Teil von Antifeminismus. 
Insbesondere Sexismus bietet 
die Grundlage für Antifeminis-
mus. Sexismus beschreibt die 
Diskriminierung aufgrund des 
(zugeschriebenen) Geschlechts. 
Egal ob individuell, institutio-
nell oder strukturell – Sexismus 
ist in einer patriarchalen Welt ir-
gendwie überall.

Doch nicht alles Sexistische 
ist antifeministisch. Die ge-
nannten Alltagsbeispiele zei-
gen: Hinter antifeministischen 
Angriffen stecken fast immer 
organisierte Akteur*innen, die 
eine politische und ideologisch 
motivierte Botschaft senden. 
Auch wenn „TradWife8“ wirkt 
wie eine wütende Einzelperson: 
Die Unterstützung von ande-
ren, ähnlich tickenden Use r*in-
nen ist kein Zufall. Cyber- oder 
Trollmobs können sich hervor-
ragend organisieren und dabei 
anonym bleiben.

Was hat „TradWife8“ noch 
mit den Sticker-Menschen oder 
Geg ne r*in nen des Genderns ge-
mein? Vermutlich reiben sie 
sich gern an einem oder meh-
reren der folgenden Themen: 
an Geschlechtergerechtigkeit, 
sexueller und geschlechtlicher 
Vielfalt, körperlicher und ge-
schlechtlicher Selbstbestim-
mung oder selbstbestimmten 
Lebens- und Liebensformen. 
Das in einer Manier, die meist 
bewusst strategisch und pau-
schalisierend ist. Zielscheibe 
sind oft Menschen oder Orga-
nisationen, die sich für die ge-
nannten Themen starkmachen.

Diese schwierige, da sehr 
feine Unterscheidung zwischen 
Sexismus und Antifeminismus 

ist notwendig, um bestimmte 
Phänomene präziser erkennen 
und analysieren zu können. An-
tifeminismus kann in zugespitz-
ter Form den Weg für Gewaltta-
ten und Hassverbrechen ebnen. 
Er hat ein beachtliches Radika-
lisierungspotenzial, online wie 
auch analog.

Das zeigt sich nicht zuletzt 
bei Attentaten der letzten Jahre. 
So versuchte im Jahr 2019 ein 
27-jähriger Neonazi, in Halle 
an der Saale am höchsten jüdi-
schen Feiertag Jom Kippur die 
Synagoge zu stürmen. Er schei-
terte und tötete stattdessen die 
Passantin Jana Lange und den 
Gast eines naheliegenden Dö-
ner-Imbisses, Kevin Schwarze. 
Zahlreiche Menschen wurden 
bedroht und verletzt.

Der Attentäter streamte seine 
Tat live und auf Englisch im In-
ternet. Er veröffentlichte ein 
Manifest – so wie schon andere 
Attentäter vor ihm, die ihn in-
spirierten. Mehrere von ihnen 
bezogen sich auf die Verschwö-
rungserzählung des „großen 
Austauschs“, in der Ju den* Jü-
din nen, Feminismus und Mig-
ration Schuld an der sinkenden 
(weißen) Geburtenrate im Glo-
balen Norden haben.

Wie so oft verschränkte sich 
auch im Fall Halle Antifemi-
nismus mit anderen demokra-
tiefeindlichen Phänomenen: 
Rassismus, Antisemitismus, 
Queerfeindlichkeit – you name 
it. Doch wird ein antifeministi-
sches Tatmotiv bisher viel zu sel-
ten erkannt und benannt.

Dabei ist diese Verschrän-
kung kein Nebeneffekt, son-
dern zentral. Antifeministische 
Ak teu r*in nen imaginieren in 
der Regel eine Bedrohung von 
außen durch „andere“. Stabili-
tät finden sie, indem sie an eige-
nen traditionellen Normen fest-
halten, während die Schuld für 
die eigene Verunsicherung pro-
jiziert wird: auf etwas, das von 
diesen Normen abweicht. Des-
halb funktioniert Antifeminis-
mus besonders gut in Krisen-
zeiten.

Antifeminismus ist vor allem 
charakteristisch für die Ideolo-
gie der extremen Rechten. Diese 
nutzt antifeministische Politik 
gern als strategisches Vehikel: 

Starre binäre Geschlechter- und 
Rollenvorstellungen wieder en 
vogue machen, um damit gegen 
alte Feindbilder zu hetzen. Wenn 
die antifeministischen Ideen 
der Rechten gesellschaftsfähig 
werden, werden beispielsweise 
auch Trans- oder Homofeind-
lichkeit oder rassifizierte Ge-
schlechter gesellschaftsfähiger.

Wer aber jeden Antifeminis-
mus allein in die rechte Ecke 
schiebt, macht es sich zu einfach. 
Man kann sich Antifeminismus 
als antiliberale und demokra-
tiefeindliche Brücke vorstel-
len, als Scharnier oder Kleber, 
der zum Beispiel Rechte mit re-
ligiösen Fun da men ta lis t*in nen 
zusammenbringt. Er verbindet 
extrem gut, auch transnational, 

und schafft durch gemeinsame 
Feindbilder ein kollektives Ge-
fühl. So können verschiedenste 
Ak teu r*in nen unterschiedlicher 
Ideologien einen gemeinsamen 
Nenner in ihren antifeministi-
schen Einstellungen finden.

Wissenschaftler*innen, die 
auf längst widerlegten Biolo-
gismen beharren, teilen mit 
rechten Po li ti ke r*in nen cis-he-
teronormative Geschlechter-
vorstellungen, die Geschlechter-
realitäten außerhalb gewisser 
traditioneller Normen diskri-
minieren. Manche dogmatisch 
Religiöse beharren auf dem Ge-
danken, Frauen hätten gegen-
über Männern bestimmte die-
nende Funktionen zu erfüllen, 
zum Beispiel Kinderkriegen – 
und dürften deswegen keines-
falls selbst über das Austragen 
oder Abbrechen einer Schwan-
gerschaft entscheiden. Auch so-
genannte Incels tauschen sich in 
Onlineforen gerne darüber aus, 
dass Frauen ihnen zustünden 
und Dienstleistungen zu erbrin-
gen hätten. Sie nennen es Sex.

Don’t get it wrong. Bei Anti-
feminismus geht es nicht um 
banale Meinungsverschieden-
heiten oder unterschiedliche 
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Antifeminismus 
funktioniert 
besonders gut 
in Krisenzeiten

Vor dem 
US-Supreme-
Court: 
Menschen 
protestieren im 
Sommer 2022 
für den Schutz 
des Abtrei-
bungsrechts
Foto: Jemal 
Countess/UPI/
laif

Ein Kampf für die Demokratie
Das gezielte Sabotieren feministischer Ziele ist ein Angriff auf die plurale Gesellschaft. Antifeminismus ist ein Scharnier, das 
Rechte, dogmatische Religiöse und Ultrakonservative verbindet. Umso wichtiger ist es, gemeinsam gegenzuhalten
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Weltanschauungen. Vielmehr 
geht es um Diskursverschiebun-
gen hin zu Menschenfeindlich-
keiten und gewaltvollen Aus-
sagen, die letztlich bestimmte 
Menschengruppen abwerten. 
Diese Einsicht kann ziemlich 
ohnmächtig machen. Trotzdem 
ist es wichtig, dass jene, die sich 
für Antidiskriminierung, Men-
schenrechte und Demokratie 
einsetzen, auch bei Antifemi-
nismus am Ball bleiben.

Wichtig ist eine gesamtgesell-
schaftliche Sensibilisierung für 
dieses Thema. Aber das allein 
reicht nicht. Es braucht Solidari-
tät. Antifeministische Ak teu r*in-
nen wollen bewusst jene Stim-
men mundtot machen, die sich 
kritisch, emanzipiert oder femi-
nistisch in der Öffentlichkeit äu-
ßern. Sie wollen sie zum Rückzug 
drängen. Besonders hart trifft 
der Silencing-Effekt jene, die oh-
nehin mehrfach marginalisiert 
werden – Frauen of Color zum 
Beispiel oder trans Personen. Im 
Fokus stehen insbesondere Ein-
zelpersonen und kleinere Orga-
nisationen der offenen demokra-
tischen Zivilgesellschaft.

Antifeminismus konstruiert 
eine breite Palette an Betroffe-

nengruppen zu Feindbildern. 
Doch darin liegt auch ein em-
powerndes Potenzial, und zwar 
für ebenso breite demokratische 
Bündnisse. Zusammen lässt sich 
eben einfacher Haltung zeigen.

Das kann übrigens auch ge-
schehen, indem man emanzi-
patorische und (intersektional-)
feministische Ideen einfach nur 
befürwortet. So bekommen die 
scheinbar vereinzelten Stim-
men Rückenwind aus der brei-
ten Masse – und der Nährbo-
den für antifeministische An-
griffe wird kleiner.

Man muss nicht selbst Ak-
ti vis t*in sein, um sich für eine 
vielfältige und demokratische 
Gesellschaft einzusetzen. De-
nen, die sich aktiv einbringen, 
den Rücken freizuhalten: Auch 
das ist wichtige Arbeit gegen An-
tifeminismus.

Sandra Ho ist im Gunda-Wer-
ner-Institut Referentin im 
Verbundsprojekt „Antifeminis-
mus begegnen – Demokratie 
stärken“. Zuvor hat sie in 
unterschiedlichen Kontexten zu 
(Anti-)Feminismus, Antirassis-
mus, Geschlecht, Intersektiona-
lität und Medien gearbeitet.

Wir an eurer Seite:

Am internationalen
Frauentag – und jedenTag!

Im Betrieb, auf der Straße, im Parlament.

Für mehr Zeit.
Mehr Geld.

Mehr Respekt.

http://antifeminismus-begegnen.de/de
http://antifeminismus-begegnen.de/de
http://antifeminismus-begegnen.de/de


Interview Simone Schlindwein

taz: Frau Ebila, Uganda war ab 1894 
britisches Protektorat. 1962 wurde es 
unabhängig. Welches antifeministi-
sche Erbe haben die Kolonialherren 
dem Land hinterlassen?

Florence Ebila: Die Kolonialherren 
haben es geschafft, die Frauen aus der 
Politik und damit auch aus den Ge-
schichtsbüchern auszuradieren. In ih-
rer Wahrnehmung hat es in Afrikas 
Politik anscheinend keine Frauen ge-
geben. Neben der Staatsebene hatten 
Frauen auch in kleineren Institutio-

nen wie der Familie oder einem gan-
zen Clan die Führung inne. Auch ihre 
Geschichten gingen verloren, weil sie 
nur mündlich überliefert wurden.

Gibt es Wege, dieses verlorene Wis-
sen wiederherzustellen?

Wir erforschen in den Genderstu-
dies, welche Rolle Frauen in der afri-
kanischen Geschichte gespielt haben. 
In den von den Europäern verfassten 
Büchern wurde wenig über Frauen in 
Afrika geschrieben. Deswegen forsche 
ich als Literaturwissenschaftlerin in 
den Autobiografien von Frauen. Zum 
Beispiel in der von Elizabeth Bagaya, 

der Prinzessin des Toro-Königreichs 
in West ugan da: In der Zeit des briti-
schen Protektorats spielte die Monar-
chie eine wichtige Rolle. Bagayas El-
tern regierten Toro von 1928 bis zum 
Tod ihres Vaters   im Jahr 1965, ihm 
folgte ihr Bruder. Die Königin war 
damals eine einflussreiche Person 
in Toro, doch von den Briten wurde 
sie fast nicht wahrgenommen. Prin-
zessin Elizabeth selbst war die wich-
tigste Beraterin ihres Bruders wäh-
rend seiner Regenschaft und galt als 
einflussreichste Frau Ugandas. Doch 
aus den Geschichtsbüchern ist ihre 

Rolle während dieser Zeit fast völlig 
ausgelöscht.

War das Ausblenden der Frauen 
nach Kolonialherrschaft beendet?

Nein, im Gegenteil. Es wurde zu-
nächst eher schlimmer. Vor der Kolo-
nisierung brauchten Frauen keine Bil-
dung, keine Englischkenntnisse, um 
sich einen Platz in der Gesellschaft zu 
sichern. In den Familien, den Clans und 
den Königstümern wurde jeweils in der 
eigenen Sprache kommuniziert. Doch 
nach dem Ende der Kolonialzeit muss-
ten Frauen gut Englisch sprechen, um 
auf lokaler Ebene gewählt zu werden 
und politisch zu regieren. Weil aber 
Frauen nur selten zur Schule gingen, 
waren sie aus dem politischen Leben 
fast völlig ausgeschlossen.

War dieser Ausschluss dauerhaft?
Ugandas Historiker sagen, dass 

Frauen in der Politik erst wieder wahr-
genommen wurden, als unsere der-
zeitige Regierung unter Präsident Yo-
weri Museveni 1986 an die Macht kam 
und laut Verfassung auch Frauenver-
treterinnen ins Parlament gewählt 
werden sollten. Ich möchte argumen-
tieren, dass es vor 1986 begann: In den 
1970er Jahren organisierte Präsident Idi 
Amin eine Frauenkonferenz. Elizabeth 
Bagaya schreibt in ihrer Autobiografie, 
wie sie dort die Frauen Ugandas reprä-
sentierte. Sie sehen: Auf diese Weise 
können wir die Beteiligung von Frauen 
auf der politischen Ebene nachvollzie-
hen, obwohl wir nichts davon in den 
Geschichtsbüchern finden.

Viele Frauen haben einen wichti-
gen Beitrag im Kampf zur Befreiung 
von der Kolonisierung geleistet, ei-
nige waren sogar Rebellenführerin-
nen. Ist das ein vergessenes Kapitel 
afrikanischer Geschichte?

Nein, keineswegs. Das Gute ist, dass 
wir jetzt auch Wissenschaft fördern, die 
über die Betrachtung der schriftlichen 
Archive hinausgeht. Wir untersuchen 
gezielt die mündlichen Überlieferun-
gen. Melinda Otunga etwa führte ihrer 
Autobiografie zufolge eine Rebellion in 
West ugan da an. Aber in Tansania, Ru-
anda und Uganda wird sie lediglich als 
spirituelle Führerin ohne politische 
Ziele erinnert. Eine meiner Studentin-
nen untersucht nun, welche Rolle diese 
Rebellion im Freiheitskampf gegen die 
Kolonialisten spielte. Sie hat dabei sehr 

interessante mündliche Erzählungen 
und Lieder in Westuganda gefunden. 
Diese lassen darauf schließen, dass die 
Rebellion entscheidend war für den Be-
freiungskampf – von den Kolonialher-
ren aber als Sekte stigmatisiert wurde.

Welche Rolle spielen solche Er-
kenntnisse für die junge Generation?

Erst vergangene Woche habe ich dar-
über mit meinen Studentinnen gespro-
chen. Sie wollen in ihre Gemeinden 
auf dem Dorf zurückkehren, um her-
auszufinden, welche Rolle Frauen dort 
bei der Führung ihrer Gemeinschaf-
ten gespielt haben. Denn oft entspricht 
das, was im Geschichtsbuch geschrie-
ben steht, nicht dem, was als Erzählung 
in unseren Gemeinden vorhanden ist. 
Das liebe ich am Lesen und Schreiben 
über Frauengeschichte: Es zwingt uns, 
die vorhandene Erzählung infrage zu 
stellen. Wir müssen unsere Geschichte 
neu schreiben.

In vielen europäischen Ländern ist 
Dekolonisierung ein großes Thema. 
Müssen in diesem Zuge auch in Afrika 
die Geschichtsbücher umgeschrieben 
werden?

Die kolonialen Erzählungen müssen 
getilgt werden, damit die Wahrheit ans 
Licht kommt. Wir müssen das Wissen 
ausgraben, das in unseren Gemein-
schaften verfügbar ist. Aber schauen Sie 
sich die akademische Wissenschaft an: 
Wer gibt die Finanzierung, wer legt die 
Agenda fest? Meist sind es Stipendien 
aus westlichen Ländern, die an dieser 
Geschichtsschreibung nicht besonders 
interessiert sind. Doch die Zeit drängt: 
Die Zeitzeugen sind inzwischen sehr alt, 
immer mehr von ihnen sterben.

D
ie Coronapande-
mie hatte es unmög-
lich gemacht, doch 
seit Kurzem ruft die 
queere Community 
in Indien wieder zu 

Märschen auf die Straße. Die Haupt-
stadt Delhi feierte erst im Januar die 
Queer Pride Parade. Es ging um ganz 
grundlegende Forderungen für To-
leranz und gleiche Rechte, denen In-
dien stückweise näherkommt.

Vor vier Jahren erst hat das Land 
gleichgeschlechtlichen Sex entkri-
minalisiert. Indien ist damit die 
erste Nachfolgenation Britisch-In-
diens, die den aus der Kolonialzeit 
stammenden Gesetzesabschnitt Pa-
ragraf 377 für ungültig erklärt hat. 
Schon seit 1994 hatten Menschen in 
einer Reihe von Petitionen die Ab-
schaffung des 1861 von den Briten 
eingeführten „Anti-Sodomie-Geset-
zes“ des indischen Strafgesetzbu-
ches gefordert. Es verbot sexuelle 
Handlungen „gegen die Natur“ und 
wurde häufig in Bezug auf gleich-
geschlechtliche Beziehungen an-
gewandt. Im September 2018 dann 
urteilte der Oberste Richter Dipak 
Mishra, das Gesetz sei „irrational, 
unvertretbar und offensichtlich 
willkürlich“.

„Nach der Unabhängigkeit In-
diens 1947 wurde der Abschnitt, 
der Homosexualität unter Strafe 
stellt, aus dem bisherigen Strafge-
setzbuch übernommen. Es gab ei-
nen moralischen Konsens gegen 
Homosexualität“, sagt der indisch-
stämmige deutsche Historiker Ben-
jamin Zachariah. In Singapur, eben-
falls früher britische Kolonie, wurde 
der äquivalente Paragraf 377 a erst 
im Januar diesen Jahres vollstän-
dig aufgehoben. Sri Lanka ist die-
sen Schritt bisher noch nicht gegan-
gen. Es stehe nicht auf der Agenda 
der etablierteren Parteien, sagt der 

Filmemacher und politische Akti-
vist Visakesa Chandrasekaram. „Es 
ist nicht nur das Gesetz gegen soge-
nannten unnatürlichen Sex, das in 
der kolonialen Ära gegen die Bevöl-
kerung verwendet wurde“, sagt Visa-
kesa. Vielmehr wurde auch ein Ver-
bot des „Herumlungerns“ genutzt, 
um gegen Bettler, aber eben auch 
gegen Sexarbeiter, Schwule oder 
trans Personen vorzugehen. Auch 
dieses Gesetz existiert noch immer.

Im Vereinigten Königreich selbst 
wurden die entsprechenden Para-
grafen ab 1967 abgeschafft. Im Jahr 
2018 entschuldigte sich die dama-
lige Premierministerin Theresa 
May für Großbritanniens histori-
sches Erbe an antihomosexuellen 
Gesetzen im Commonwealth. Auch 
das christlich geprägte Konzept, wo-
nach Geschlechtsverkehr allein der 
Fortpflanzung dienen soll, kam erst 
zusammen mit den britischen Ko-
lonialherren und ihrer viktoriani-
schen Sexualmoral in viele dama-
lige Kolonien.

Indien sei historisch gesehen li-
beral gegenüber sexuellen Unter-
schieden gewesen, argumentierte 
schon 2018 der oppositionelle Po-
litiker Shashi Tharoor von der Kon-
gresspartei. Weder in der Mytholo-
gie noch in der Tradition Indiens 
gebe es Verfolgung wegen sexueller 

Vielfalt. Ähnlich sehen das queere 
Ak ti vist:in nen. Es sei vielmehr so, 
dass Transsexualität in Indien eine 
lange Tradition habe – im Kamasu-
tra wird ein drittes Geschlecht er-
wähnt, der Begriff „Hijras“ für trans 
und inter Personen existiert seit 
Jahrhunderten. Erst die Kolonial-
zeit habe Angehörige des dritten 
Geschlechts an den Rand der Gesell-
schaft gedrängt. Die Briten krimi-
nalisierten die Hijras und betrach-
teten sie als „Verstoß gegen den öf-
fentlichen Anstand“.

Das soziale Stigma umgab nicht -
binäre Hijras noch lange nach dem 
Ende der Kolonialzeit. Doch allmäh-
lich ändert sich das. Ein Meilenstein 
war dabei 2014 die Anerkennung 
des dritten Geschlechts in Indien.

„In den vergangenen Jahren 
hat sich so viel verändert“, sagt die 
queere Unternehmerin Susan Dias 
aus dem westindischen Mumbai 
mit Blick auf die fortschreitenden 
Liberalisierungen. Die kulturelle 
Veränderung sei spürbar, sagt die 
35-Jährige. Doch „hoffentlich geht 
es auch rechtlich bald weiter“. Im 
kommenden Monat verhandelt der 
Oberste Gerichtshof über Anträge 
zur Legalisierung der Ehe für alle.

Schon seit 2022 sind gleichge-
schlechtliche Paare in Indien per se 
gleichberechtigt – auch das dank ei-
nes Urteils des Obersten Gerichts-
hofs. Sollte es nun einen Durch-
bruch bei der Ehe für alle geben, 
wäre das Land neben Taiwan und Is-
rael eines der wenigen in Asien, die 
diesen Weg beschritten haben. Be-
ob ach te r:in nen sehen das als nicht 
unwahrscheinlich an. Laut Medi-
enberichten haben Hindu priester 
in Indien und im Ausland bereits 
gleichgeschlechtliche Eheschlie-
ßungen durchgeführt, und zwar 
schon seit den späten 1980er Jah-
ren.

Von Sarah Ulrich

K
aum ein Land bestraft 
Abtreibung so hart wie 
El Salvador. Das zentral-
amerikanische Land ist 

eine von weltweit sieben Natio-
nen, in denen sie ausnahmslos 
illegal sind. Bis zu 30 Jahre Ge-
fängnis drohen Frauen, die eine 
Schwangerschaft beenden – egal 
ob freiwillig oder durch eine 
Fehlgeburt. Sie werden oft für 
Mord oder Totschlag verurteilt 
und sitzen ihre Haftstrafen un-
ter häufig unmenschlichen Be-
dingungen ab.

Doch das Gesetz hat seine 
Wurzeln nicht in El Salvador. 
Vielmehr ist es ein Beispiel 
dafür, wie stark die Kolonia-
lisierung und die damit ein-
hergehende Christianisierung 
reproduktive Rechte und Frau-
enbilder in Lateinamerika ver-
ändert haben. Tatsächlich war 
Schwangerschaftsabbruch dort 
eine jahrhundertealte Praxis. 
Untersuchungen belegen ihre 
Durchführung seit dem 6. Jahr-
hundert. In Mexiko etwa führ-
ten die Tla mat quiti citl, also die 
Me di zinerinnen der Azteken, 
Schwangerschaftsabbruch mit-
hilfe von Tees oder Kräutern 
durch – wirksam, mitunter aber 
eine Gefahr für die Gesundheit.

Abbrüche waren für die Tla-
matquiticitl ein Weg, den nor-
malen Menstruationszyklus 
wiederherzustellen. Im Fokus 
stand die Frage, ob die Schwan-
gere gerade Mutter werden 
will – oder eben nicht. Zwar gibt 
es für El Salvador hierzu keine 
explizite Überlieferung. Die His-
torikerin Frieda Bequeaith aber 
ist „fest davon überzeugt, dass es 
diese Form des Widerstands in 
der Vergangenheit gab und dass 
sie bis heute anhält“.

Erst mit der Kolonialisierung 
Lateinamerikas durch Spanien 
im 15. Jahrhundert sowie dem 
Import spanischer Strafgesetze 
wurde der Schwangerschaftsab-
bruch in El Salvador illegalisiert. 
Die Missionare importierten das 
Christentum und mit ihm pat-
riarchale Vorstellungen von Se-
xualität und Reproduktion. In-
digene Gemeinden wurden un-
terworfen, ein Großteil ihres 
medizinischen Wissens wurde 
durch westliche Medizin ersetzt.

Koloniale Ideen blieben
Im Jahr 1821 wurde El Salvador 
unabhängig. Doch viele koloni-
ale Gesetze und auch Ideen leb-
ten weiter. Im Kalten Krieg hat-
ten die USA ein Interesse daran, 
die mehrheitlich linksdemokra-
tischen Regierungen in der Re-
gion zu sabotieren. Mit mili-
tärischen Interventionen und 
der Unterstützung von Militär-
putschs griffen sie in die Poli-
tik lateinamerikanischer Län-
der ein. In El Salvador führte das 
zu einem blutigen Bürgerkrieg.

70.000 Menschen starben. 
Tausende Indigene wurden er-
mordet – und mit ihnen ihr Wis-
sen. Emanzipatorische Bestre-
bungen rückten immer weiter 
in den Hintergrund. Zwar gab es 
in den 1960er und 1970er Jah-
ren durchaus feministische Be-
wegungen in Lateinamerika– in 
El Salvador lag der Fokus jedoch 
auf dem Widerstand gegen die 
Diktatur.

Erst in den 1990er Jahren 
rückte das Thema reproduk-
tive Rechte stärker in den Blick 
der dortigen Frauenbewegung. 
Die Legalisierung von Schwan-
gerschaftsabbrüchen wurde 
als Forderung in die Friedens-
verhandlung nach dem 12-jäh-
rigen Bürgerkrieg eingebracht. 

Tatsächlich wurde in diesem 
Rahmen 1998 ein Gesetz zu Ab-
treibungen verabschiedet. Statt 
einer Liberalisierung brachte 
dieses aber eine weitere Ver-
schärfung: Waren ein Schwan-
gerschaftsabbruch zuvor bei-
spielsweise legal, um das Le-
ben der Schwangeren zu retten, 
wurde er nun allumfassend il-
legalisiert. Zu verdanken ist das 
dem starken Einfluss der (eben-
falls durch die Kolonisierung 
ins Land gekommenen) katho-
lischen Kirche, die in den Ver-
handlungen als Vermittlerin 
aufgetreten war.

Konservative katholische 
Kräfte sind in Lateinamerika 
und El Salvador bis heute do-
minant. Evangelikale Fun da-
men ta lis t*in nen gewinnen an 
Einfluss. Der amtierende Präsi-
dent Nayyib Bukele etwa ist eng 
mit sogenannten Lebensschüt-
zern aus fundamentalistisch-
evangelikalen Netzwerken ver-
bandelt.

Erst im vergangenen Jahr 
sprach der Interamerikanische 
Gerichtshof für Menschen-
rechte den Staat wegen der Ver-
letzung von Menschenrechten 
schuldig. Es ging um den „Fall 
Manuela“: Die krebskranke Frau 
war nach einer Fehlgeburt zu 
30  Jahren Haft verurteilt wor-
den. Sie starb im Gefängnis.

Die Regierung erkannte die-
ses Urteil im Januar 2023 unter 
Druck an. Politische Willens-
kraft, etwas zu verändern, gibt es 
jedoch nicht. Schwangerschafts-
abbruch bleibt verboten. Dabei 
zeigt der Blick auf die Geschichte 
des Landes: Nicht etwa die Kri-
minalisierung ist in El Salvador 
verwurzelt, sondern im Gegen-
teil: Es ist offenbar der Zugang 
zu einem Schwangerschaftsab-
bruch, der Tradition hat.
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„Wir müssen unsere 
Geschichte neu schreiben“

Einst Prinzessin, später kurzzeitig Außenministerin Ugandas: Elizabeth Bagaya im Jahr 1974  Foto: getty

Der Kolonialismus habe das Wissen über die Rolle afrikanischer Frauen ausradiert, 
sagt Wissenschaftlerin Florence Ebila. Mit ihren Studierenden will sie das ändern

Weder in der 
Mythologie noch 
in der Tradition 
Indiens gab es 
Verfolgung 
wegen sexueller 
Vielfalt
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El Salvador hat eines der striktesten Abtreibungsverbote weltweit. 
Doch die Wurzeln dieses Gesetzes liegen in Europa

Viele Staaten 
übernahmen nach 
der Unabhängigkeit 
die Kriminalisierung 
von Homosexualität 
aus dem britischen 
Rechtssystem. Doch 
die Zeiten ändern 
sich: Indien etwa 
diskutiert nun über 
die Ehe für alle

Haft nach Fehlgeburt

Erbfall 
Diskriminierung

Florence Ebila  
ist Sozial- und Literaturwissen-
schaftlerin. Sie unterrichtet an der  
Makerere-Universität in Ugandas  
Hauptstadt Kampala Gender-Studien. 
Mit ihren Studentinnen untersucht 
sie die Rolle von Frauen in der 
afrikanischen Geschichte.
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Menschen feiern auf der Delhi Queer Pride Parade im Januar   Fo to: Im a go

Von Natalie Mayroth , Mumbai
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Interview Simone Schlindwein

taz: Frau Ebila, Uganda war ab 1894 
britisches Protektorat. 1962 wurde es 
unabhängig. Welches antifeministi-
sche Erbe haben die Kolonialherren 
dem Land hinterlassen?

Florence Ebila: Die Kolonialherren 
haben es geschafft, die Frauen aus der 
Politik und damit auch aus den Ge-
schichtsbüchern auszuradieren. In ih-
rer Wahrnehmung hat es in Afrikas 
Politik anscheinend keine Frauen ge-
geben. Neben der Staatsebene hatten 
Frauen auch in kleineren Institutio-

nen wie der Familie oder einem gan-
zen Clan die Führung inne. Auch ihre 
Geschichten gingen verloren, weil sie 
nur mündlich überliefert wurden.

Gibt es Wege, dieses verlorene Wis-
sen wiederherzustellen?

Wir erforschen in den Genderstu-
dies, welche Rolle Frauen in der afri-
kanischen Geschichte gespielt haben. 
In den von den Europäern verfassten 
Büchern wurde wenig über Frauen in 
Afrika geschrieben. Deswegen forsche 
ich als Literaturwissenschaftlerin in 
den Autobiografien von Frauen. Zum 
Beispiel in der von Elizabeth Bagaya, 

der Prinzessin des Toro-Königreichs 
in West ugan da: In der Zeit des briti-
schen Protektorats spielte die Monar-
chie eine wichtige Rolle. Bagayas El-
tern regierten Toro von 1928 bis zum 
Tod ihres Vaters   im Jahr 1965, ihm 
folgte ihr Bruder. Die Königin war 
damals eine einflussreiche Person 
in Toro, doch von den Briten wurde 
sie fast nicht wahrgenommen. Prin-
zessin Elizabeth selbst war die wich-
tigste Beraterin ihres Bruders wäh-
rend seiner Regenschaft und galt als 
einflussreichste Frau Ugandas. Doch 
aus den Geschichtsbüchern ist ihre 

Rolle während dieser Zeit fast völlig 
ausgelöscht.

War das Ausblenden der Frauen 
nach Kolonialherrschaft beendet?

Nein, im Gegenteil. Es wurde zu-
nächst eher schlimmer. Vor der Kolo-
nisierung brauchten Frauen keine Bil-
dung, keine Englischkenntnisse, um 
sich einen Platz in der Gesellschaft zu 
sichern. In den Familien, den Clans und 
den Königstümern wurde jeweils in der 
eigenen Sprache kommuniziert. Doch 
nach dem Ende der Kolonialzeit muss-
ten Frauen gut Englisch sprechen, um 
auf lokaler Ebene gewählt zu werden 
und politisch zu regieren. Weil aber 
Frauen nur selten zur Schule gingen, 
waren sie aus dem politischen Leben 
fast völlig ausgeschlossen.

War dieser Ausschluss dauerhaft?
Ugandas Historiker sagen, dass 

Frauen in der Politik erst wieder wahr-
genommen wurden, als unsere der-
zeitige Regierung unter Präsident Yo-
weri Museveni 1986 an die Macht kam 
und laut Verfassung auch Frauenver-
treterinnen ins Parlament gewählt 
werden sollten. Ich möchte argumen-
tieren, dass es vor 1986 begann: In den 
1970er Jahren organisierte Präsident Idi 
Amin eine Frauenkonferenz. Elizabeth 
Bagaya schreibt in ihrer Autobiografie, 
wie sie dort die Frauen Ugandas reprä-
sentierte. Sie sehen: Auf diese Weise 
können wir die Beteiligung von Frauen 
auf der politischen Ebene nachvollzie-
hen, obwohl wir nichts davon in den 
Geschichtsbüchern finden.

Viele Frauen haben einen wichti-
gen Beitrag im Kampf zur Befreiung 
von der Kolonisierung geleistet, ei-
nige waren sogar Rebellenführerin-
nen. Ist das ein vergessenes Kapitel 
afrikanischer Geschichte?

Nein, keineswegs. Das Gute ist, dass 
wir jetzt auch Wissenschaft fördern, die 
über die Betrachtung der schriftlichen 
Archive hinausgeht. Wir untersuchen 
gezielt die mündlichen Überlieferun-
gen. Melinda Otunga etwa führte ihrer 
Autobiografie zufolge eine Rebellion in 
West ugan da an. Aber in Tansania, Ru-
anda und Uganda wird sie lediglich als 
spirituelle Führerin ohne politische 
Ziele erinnert. Eine meiner Studentin-
nen untersucht nun, welche Rolle diese 
Rebellion im Freiheitskampf gegen die 
Kolonialisten spielte. Sie hat dabei sehr 

interessante mündliche Erzählungen 
und Lieder in Westuganda gefunden. 
Diese lassen darauf schließen, dass die 
Rebellion entscheidend war für den Be-
freiungskampf – von den Kolonialher-
ren aber als Sekte stigmatisiert wurde.

Welche Rolle spielen solche Er-
kenntnisse für die junge Generation?

Erst vergangene Woche habe ich dar-
über mit meinen Studentinnen gespro-
chen. Sie wollen in ihre Gemeinden 
auf dem Dorf zurückkehren, um her-
auszufinden, welche Rolle Frauen dort 
bei der Führung ihrer Gemeinschaf-
ten gespielt haben. Denn oft entspricht 
das, was im Geschichtsbuch geschrie-
ben steht, nicht dem, was als Erzählung 
in unseren Gemeinden vorhanden ist. 
Das liebe ich am Lesen und Schreiben 
über Frauengeschichte: Es zwingt uns, 
die vorhandene Erzählung infrage zu 
stellen. Wir müssen unsere Geschichte 
neu schreiben.

In vielen europäischen Ländern ist 
Dekolonisierung ein großes Thema. 
Müssen in diesem Zuge auch in Afrika 
die Geschichtsbücher umgeschrieben 
werden?

Die kolonialen Erzählungen müssen 
getilgt werden, damit die Wahrheit ans 
Licht kommt. Wir müssen das Wissen 
ausgraben, das in unseren Gemein-
schaften verfügbar ist. Aber schauen Sie 
sich die akademische Wissenschaft an: 
Wer gibt die Finanzierung, wer legt die 
Agenda fest? Meist sind es Stipendien 
aus westlichen Ländern, die an dieser 
Geschichtsschreibung nicht besonders 
interessiert sind. Doch die Zeit drängt: 
Die Zeitzeugen sind inzwischen sehr alt, 
immer mehr von ihnen sterben.

D
ie Coronapande-
mie hatte es unmög-
lich gemacht, doch 
seit Kurzem ruft die 
queere Community 
in Indien wieder zu 

Märschen auf die Straße. Die Haupt-
stadt Delhi feierte erst im Januar die 
Queer Pride Parade. Es ging um ganz 
grundlegende Forderungen für To-
leranz und gleiche Rechte, denen In-
dien stückweise näherkommt.

Vor vier Jahren erst hat das Land 
gleichgeschlechtlichen Sex entkri-
minalisiert. Indien ist damit die 
erste Nachfolgenation Britisch-In-
diens, die den aus der Kolonialzeit 
stammenden Gesetzesabschnitt Pa-
ragraf 377 für ungültig erklärt hat. 
Schon seit 1994 hatten Menschen in 
einer Reihe von Petitionen die Ab-
schaffung des 1861 von den Briten 
eingeführten „Anti-Sodomie-Geset-
zes“ des indischen Strafgesetzbu-
ches gefordert. Es verbot sexuelle 
Handlungen „gegen die Natur“ und 
wurde häufig in Bezug auf gleich-
geschlechtliche Beziehungen an-
gewandt. Im September 2018 dann 
urteilte der Oberste Richter Dipak 
Mishra, das Gesetz sei „irrational, 
unvertretbar und offensichtlich 
willkürlich“.

„Nach der Unabhängigkeit In-
diens 1947 wurde der Abschnitt, 
der Homosexualität unter Strafe 
stellt, aus dem bisherigen Strafge-
setzbuch übernommen. Es gab ei-
nen moralischen Konsens gegen 
Homosexualität“, sagt der indisch-
stämmige deutsche Historiker Ben-
jamin Zachariah. In Singapur, eben-
falls früher britische Kolonie, wurde 
der äquivalente Paragraf 377 a erst 
im Januar diesen Jahres vollstän-
dig aufgehoben. Sri Lanka ist die-
sen Schritt bisher noch nicht gegan-
gen. Es stehe nicht auf der Agenda 
der etablierteren Parteien, sagt der 

Filmemacher und politische Akti-
vist Visakesa Chandrasekaram. „Es 
ist nicht nur das Gesetz gegen soge-
nannten unnatürlichen Sex, das in 
der kolonialen Ära gegen die Bevöl-
kerung verwendet wurde“, sagt Visa-
kesa. Vielmehr wurde auch ein Ver-
bot des „Herumlungerns“ genutzt, 
um gegen Bettler, aber eben auch 
gegen Sexarbeiter, Schwule oder 
trans Personen vorzugehen. Auch 
dieses Gesetz existiert noch immer.

Im Vereinigten Königreich selbst 
wurden die entsprechenden Para-
grafen ab 1967 abgeschafft. Im Jahr 
2018 entschuldigte sich die dama-
lige Premierministerin Theresa 
May für Großbritanniens histori-
sches Erbe an antihomosexuellen 
Gesetzen im Commonwealth. Auch 
das christlich geprägte Konzept, wo-
nach Geschlechtsverkehr allein der 
Fortpflanzung dienen soll, kam erst 
zusammen mit den britischen Ko-
lonialherren und ihrer viktoriani-
schen Sexualmoral in viele dama-
lige Kolonien.

Indien sei historisch gesehen li-
beral gegenüber sexuellen Unter-
schieden gewesen, argumentierte 
schon 2018 der oppositionelle Po-
litiker Shashi Tharoor von der Kon-
gresspartei. Weder in der Mytholo-
gie noch in der Tradition Indiens 
gebe es Verfolgung wegen sexueller 

Vielfalt. Ähnlich sehen das queere 
Ak ti vist:in nen. Es sei vielmehr so, 
dass Transsexualität in Indien eine 
lange Tradition habe – im Kamasu-
tra wird ein drittes Geschlecht er-
wähnt, der Begriff „Hijras“ für trans 
und inter Personen existiert seit 
Jahrhunderten. Erst die Kolonial-
zeit habe Angehörige des dritten 
Geschlechts an den Rand der Gesell-
schaft gedrängt. Die Briten krimi-
nalisierten die Hijras und betrach-
teten sie als „Verstoß gegen den öf-
fentlichen Anstand“.

Das soziale Stigma umgab nicht -
binäre Hijras noch lange nach dem 
Ende der Kolonialzeit. Doch allmäh-
lich ändert sich das. Ein Meilenstein 
war dabei 2014 die Anerkennung 
des dritten Geschlechts in Indien.

„In den vergangenen Jahren 
hat sich so viel verändert“, sagt die 
queere Unternehmerin Susan Dias 
aus dem westindischen Mumbai 
mit Blick auf die fortschreitenden 
Liberalisierungen. Die kulturelle 
Veränderung sei spürbar, sagt die 
35-Jährige. Doch „hoffentlich geht 
es auch rechtlich bald weiter“. Im 
kommenden Monat verhandelt der 
Oberste Gerichtshof über Anträge 
zur Legalisierung der Ehe für alle.

Schon seit 2022 sind gleichge-
schlechtliche Paare in Indien per se 
gleichberechtigt – auch das dank ei-
nes Urteils des Obersten Gerichts-
hofs. Sollte es nun einen Durch-
bruch bei der Ehe für alle geben, 
wäre das Land neben Taiwan und Is-
rael eines der wenigen in Asien, die 
diesen Weg beschritten haben. Be-
ob ach te r:in nen sehen das als nicht 
unwahrscheinlich an. Laut Medi-
enberichten haben Hindu priester 
in Indien und im Ausland bereits 
gleichgeschlechtliche Eheschlie-
ßungen durchgeführt, und zwar 
schon seit den späten 1980er Jah-
ren.

Von Sarah Ulrich

K
aum ein Land bestraft 
Abtreibung so hart wie 
El Salvador. Das zentral-
amerikanische Land ist 

eine von weltweit sieben Natio-
nen, in denen sie ausnahmslos 
illegal sind. Bis zu 30 Jahre Ge-
fängnis drohen Frauen, die eine 
Schwangerschaft beenden – egal 
ob freiwillig oder durch eine 
Fehlgeburt. Sie werden oft für 
Mord oder Totschlag verurteilt 
und sitzen ihre Haftstrafen un-
ter häufig unmenschlichen Be-
dingungen ab.

Doch das Gesetz hat seine 
Wurzeln nicht in El Salvador. 
Vielmehr ist es ein Beispiel 
dafür, wie stark die Kolonia-
lisierung und die damit ein-
hergehende Christianisierung 
reproduktive Rechte und Frau-
enbilder in Lateinamerika ver-
ändert haben. Tatsächlich war 
Schwangerschaftsabbruch dort 
eine jahrhundertealte Praxis. 
Untersuchungen belegen ihre 
Durchführung seit dem 6. Jahr-
hundert. In Mexiko etwa führ-
ten die Tla mat quiti citl, also die 
Me di zinerinnen der Azteken, 
Schwangerschaftsabbruch mit-
hilfe von Tees oder Kräutern 
durch – wirksam, mitunter aber 
eine Gefahr für die Gesundheit.

Abbrüche waren für die Tla-
matquiticitl ein Weg, den nor-
malen Menstruationszyklus 
wiederherzustellen. Im Fokus 
stand die Frage, ob die Schwan-
gere gerade Mutter werden 
will – oder eben nicht. Zwar gibt 
es für El Salvador hierzu keine 
explizite Überlieferung. Die His-
torikerin Frieda Bequeaith aber 
ist „fest davon überzeugt, dass es 
diese Form des Widerstands in 
der Vergangenheit gab und dass 
sie bis heute anhält“.

Erst mit der Kolonialisierung 
Lateinamerikas durch Spanien 
im 15. Jahrhundert sowie dem 
Import spanischer Strafgesetze 
wurde der Schwangerschaftsab-
bruch in El Salvador illegalisiert. 
Die Missionare importierten das 
Christentum und mit ihm pat-
riarchale Vorstellungen von Se-
xualität und Reproduktion. In-
digene Gemeinden wurden un-
terworfen, ein Großteil ihres 
medizinischen Wissens wurde 
durch westliche Medizin ersetzt.

Koloniale Ideen blieben
Im Jahr 1821 wurde El Salvador 
unabhängig. Doch viele koloni-
ale Gesetze und auch Ideen leb-
ten weiter. Im Kalten Krieg hat-
ten die USA ein Interesse daran, 
die mehrheitlich linksdemokra-
tischen Regierungen in der Re-
gion zu sabotieren. Mit mili-
tärischen Interventionen und 
der Unterstützung von Militär-
putschs griffen sie in die Poli-
tik lateinamerikanischer Län-
der ein. In El Salvador führte das 
zu einem blutigen Bürgerkrieg.

70.000 Menschen starben. 
Tausende Indigene wurden er-
mordet – und mit ihnen ihr Wis-
sen. Emanzipatorische Bestre-
bungen rückten immer weiter 
in den Hintergrund. Zwar gab es 
in den 1960er und 1970er Jah-
ren durchaus feministische Be-
wegungen in Lateinamerika– in 
El Salvador lag der Fokus jedoch 
auf dem Widerstand gegen die 
Diktatur.

Erst in den 1990er Jahren 
rückte das Thema reproduk-
tive Rechte stärker in den Blick 
der dortigen Frauenbewegung. 
Die Legalisierung von Schwan-
gerschaftsabbrüchen wurde 
als Forderung in die Friedens-
verhandlung nach dem 12-jäh-
rigen Bürgerkrieg eingebracht. 

Tatsächlich wurde in diesem 
Rahmen 1998 ein Gesetz zu Ab-
treibungen verabschiedet. Statt 
einer Liberalisierung brachte 
dieses aber eine weitere Ver-
schärfung: Waren ein Schwan-
gerschaftsabbruch zuvor bei-
spielsweise legal, um das Le-
ben der Schwangeren zu retten, 
wurde er nun allumfassend il-
legalisiert. Zu verdanken ist das 
dem starken Einfluss der (eben-
falls durch die Kolonisierung 
ins Land gekommenen) katho-
lischen Kirche, die in den Ver-
handlungen als Vermittlerin 
aufgetreten war.

Konservative katholische 
Kräfte sind in Lateinamerika 
und El Salvador bis heute do-
minant. Evangelikale Fun da-
men ta lis t*in nen gewinnen an 
Einfluss. Der amtierende Präsi-
dent Nayyib Bukele etwa ist eng 
mit sogenannten Lebensschüt-
zern aus fundamentalistisch-
evangelikalen Netzwerken ver-
bandelt.

Erst im vergangenen Jahr 
sprach der Interamerikanische 
Gerichtshof für Menschen-
rechte den Staat wegen der Ver-
letzung von Menschenrechten 
schuldig. Es ging um den „Fall 
Manuela“: Die krebskranke Frau 
war nach einer Fehlgeburt zu 
30  Jahren Haft verurteilt wor-
den. Sie starb im Gefängnis.

Die Regierung erkannte die-
ses Urteil im Januar 2023 unter 
Druck an. Politische Willens-
kraft, etwas zu verändern, gibt es 
jedoch nicht. Schwangerschafts-
abbruch bleibt verboten. Dabei 
zeigt der Blick auf die Geschichte 
des Landes: Nicht etwa die Kri-
minalisierung ist in El Salvador 
verwurzelt, sondern im Gegen-
teil: Es ist offenbar der Zugang 
zu einem Schwangerschaftsab-
bruch, der Tradition hat.
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„Wir müssen unsere 
Geschichte neu schreiben“

Einst Prinzessin, später kurzzeitig Außenministerin Ugandas: Elizabeth Bagaya im Jahr 1974  Foto: getty

Der Kolonialismus habe das Wissen über die Rolle afrikanischer Frauen ausradiert, 
sagt Wissenschaftlerin Florence Ebila. Mit ihren Studierenden will sie das ändern

Weder in der 
Mythologie noch 
in der Tradition 
Indiens gab es 
Verfolgung 
wegen sexueller 
Vielfalt
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El Salvador hat eines der striktesten Abtreibungsverbote weltweit. 
Doch die Wurzeln dieses Gesetzes liegen in Europa

Viele Staaten 
übernahmen nach 
der Unabhängigkeit 
die Kriminalisierung 
von Homosexualität 
aus dem britischen 
Rechtssystem. Doch 
die Zeiten ändern 
sich: Indien etwa 
diskutiert nun über 
die Ehe für alle
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Mit ihren Studentinnen untersucht 
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afrikanischen Geschichte.
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Von Natalie Mayroth , Mumbai
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D
er 21. Dezember 2022 
war der letzte Tag, an 
dem ich die Universi-
tät betreten habe. Ei-

gentlich wollen wir an diesem 
Tag unser Physik-Examen sch-
reiben. Weil wir Angst hatten, 
trugen wir lange schwarze 
Kleider und waren vollstän-
dig bedeckt. Plötzlich kamen 
die Taliban. Sie trugen Waffen 
und zwangen uns, die Univer-
sität zu verlassen. Wir fingen 
an zu weinen, auch die Leh re-
r:in nen mussten weinen, über-
all war eine Menge Chaos. Zu 
Hause hat sich meine Familie 
große Sorgen gemacht.

Unter uns vier Geschwis-
tern bin ich die Einzige, für 
die genug Geld da war, um zu 
studieren. Mein Vater ist seit 
der Machtübernahme in den 
Iran geflohen. Früher habe 
ich meine Studiengebühren 
mit Teilzeitjobs an einer Pri-
vatschule bezahlt, aber die Ta-
liban haben die Schulen zer-
stört. Ich habe hart dafür ge-
kämpft, irgendwie meine 
Studiengebühren für dieses 
Jahr zu beschaffen. Die Uni-
versität hat uns gesagt, dass sie 
strenge Anweisungen haben, 
dass Studentinnen ab sofort 
nicht mehr das Universitätsge-
lände betreten dürfen. Unsere 
Noten bekamen wir in einer 
Whatsapp-Gruppe geschickt.
Kurz gab es Kurse, zu denen 
wir stundenweise gehen konn-
ten. Aber schon nach wenigen 
Tagen ordneten die Taliban 
an, dass Mädchen auch diese 
nicht mehr besuchen dürfen. 
Das war der Punkt, an dem wir 

alle Hoffnungen verloren. Eine 
meiner Kommilitoninnen hat 
sich vom fünften Stock eines 
Gebäudes gestürzt. Viele mei-
ner Mitstudierenden sind psy-
chisch angeschlagen und ver-
stört. Ich wiederhole zu Hause 
die Fächer aus dem alten Lehr-
plan und unterrichte Mädchen 
aus der Nachbarschaft, um et-
was Geld zu verdienen.

Eigentlich wäre ich dieses 
Jahr mit dem Studium fertig 
geworden. Mein Traum war es, 
bei einem IT-Unternehmen zu 
arbeiten und in eine gute Posi-
tion zu kommen. Damit wollte 
ich meine jüngeren Geschwis-
ter unterstützen. Jetzt weiß ich 
nicht, ob alles umsonst gewe-
sen ist. Nicht einmal, ob ich für 
die zwei Jahre, in denen ich stu-
diert habe, irgendeine Art von 
Anerkennung oder ein Zeugnis 
bekommen werde.

Viele Frauen, deren Familien 
es erlaubt haben, sind auf die 
Straße gegangen. Ich war bei 
jedem Protest dabei. Weil das 
Risiko irgendwann zu groß ge-
worden ist, haben wir ange-
fangen, uns heimlich in Häu-
sern zu treffen und nächste 
Schritte zu planen, wie wir un-
sere Stimme erheben können. 
Die Taliban haben meine Zu-
kunftspläne zerstört. Sie haben 
kein Problem mit der Kleidung, 
wie sie vorgeben, sondern mit 
der Frau an sich, denn sie ha-
ben Angst vor Frauen. Sie den-
ken, dass eine gebildete Frau 
sich niemals einem Mann un-
terordnen würde und dass sie 
für ihre Rechte eintreten wird.

  Protokoll: Ann Esswein

D
er Roman, den ich schreibe, handelt 
von einem afghanischen Mädchen, 
das all seine Träume in einer einzi-
gen schwarzen Nacht begraben hat. 

Aber sie wurden in die Erde gesät und kei-
men nun. Die Zeit wird dies beweisen.

Die afghanischen Mädchen stecken jetzt 
ungewollt in einer Grube fest wie Leichen.  
Sie dürfen nicht aufgeben. Sie müssen ler-
nen, auch wenn die Schultore für sie ge-
schlossen sind. Lasst sie lernen! Den Frauen 
und Mädchen Afghanistans sollte kein Ende 
gesetzt werden.

Zusammen mit meiner Schwester habe 
ich 2018 eine Galerie und Kunstschule für 
Frauen in der Provinz Herat gegründet. Ich 
wusste, dass viele Mädchen ihren inneren 
Gefühlen eine laute Stimme geben und ihre 
Talente zeigen wollten. Ich wollte ihnen die 
Möglichkeit dazu geben.

Die Kosten für die Galerie zahlten zu-
nächst wir. Ich war Studentin an der Wirt-
schaftsfakultät und arbeitete in der Finanz-
abteilung eines Handelsunternehmens. Mit 
der Zeit konnten wir mehr Gemälde ver-
kaufen und unterrichten. Die Menschen in 
Afghanistan lieben Kunst. Vor der Macht-
übernahme der Taliban schickten viele Fa-
milien ihre jungen Töchter zu einem Kunst-
studium.

Die Galerie ließen wir offen bis zu dem 
Tag, an dem die Regierung stürzte. Als die 
Taliban in die Stadt kamen, schlossen wir 
sie für immer. Ich brachte noch einige der 
Gemälde mit nach Hause – das hätte mich 
das Leben kosten können. Die Taliban ka-
men zur Galerie und stellten Fragen. Ich 
habe sie nicht gesehen, ich hätte es nicht 
ertragen, den Feinden meiner Träume zu be-
gegnen. Ich beschloss auszuwandern und 

ging in den Iran. Ein paar Monate lebte ich 
dort, bis ich schließlich auf Einladung der 
deutschen Regierung offiziell als Künstle-
rin hierhergekommen bin.

Meine Familie ist in Afghanistan geblie-
ben. Ich bin besorgt, die Lebensbedingun-
gen sind schlecht im Schatten dieses Re-
gimes. Die Taliban verbieten den afghani-
schen Frauen und Mädchen alles, was sie 
selbstbewusst, unabhängig, erfolgreich oder 
auch kämpferisch machen würde. Es ist eine 
extremistische Gruppe, die im Namen des 
Islams Fatwas erlässt.

Kunst können afghanische Frauen und 
Mädchen nur heimlich machen. Sobald sie 
ihren Schrei der Unterdrückung öffentlich 
zum Ausdruck bringen, kostet sie dies ihr Le-
ben. Aber der Zweck der Kunst besteht doch 
darin, der Welt eine Botschaft zu vermitteln.

  Protokoll: Sophie Jung

M
eine Mitarbeiterinnen brachen 
am Telefon zusammen. Wir ha-
ben bei Care fast 900 Mitarbei-
ter, davon sind etwa 300 Frauen. 

Ihnen mussten wir verkünden, dass sie zu 
Hause bleiben müssen, bis wir mehr Klar-
heit haben.

Seit dem Tag der Taliban-Übernahme war 
klar: Es geht nicht um mich. Wenn ich mich 
entscheide, die neuen Regeln nicht mitzu-
tragen, bringt das andere Mit ar bei te r:in-
nen in Gefahr. Also haben wir versucht, die 
Protokolle der Taliban zu befolgen. Von der 
Kleiderordnung, dass  wir einen Hidschab 
tragen sollten, über getrennte Büros und 
Fahrzeuge für Männer und Frauen bis hin 
zu Kameras für das weibliche Personal im 
Einsatz vor Ort. Alles, weil wir ein größeres 
Ziel vor Augen hatten: die Frauen in Not zu 
erreichen. 90 Prozent unserer Begünstigten 

sind Frauen, die wir nur über unsere Mitar-
beiterinnen mit lebensrettenden Maßnah-
men erreichen können. Etwa mit Bargeld-
hilfen, damit Familien überwintern können, 
oder mit Versorgung von akut unterernähr-
ten Kindern. Das NGO-Arbeitsverbot über-
schreitet unsere rote Linie. Als Care-Spre-
cherin sehe ich das auch als einen Kampf 
für die Rechte der Frau. Deshalb habe ich 
offen gesagt, dass wir nicht weitermachen 
werden, bis die Taliban erlauben, unsere 
weiblichen Mitarbeiter wieder arbeiten zu 
lassen. Beamte aus den Provinzen baten 
uns, die Verhandlungen wieder aufzuneh-
men. Sie haben verstanden, dass es vor Ort 
einen großen Bedarf gibt und wir ihn de-
cken können. Dass sie das Verbot später ge-
lockert haben, habe ich als persönlichen Er-
folg gewertet. Aber unsere Schulklassen für 
Mädchen unter sechs Jahren liegen immer 

noch auf Eis. Das macht uns Sorgen, denn 
ihnen rennt die Zeit weg. Wenn die Schüle-
rinnen nicht zum Unterricht gehen, ist die 
Konsequenz oft eine Zwangsheirat.

Wir beginnen langsam wieder mit der Ar-
beit und versuchen zu verstehen, was ge-
nau die Bedenken der Taliban sind. Die Ver-
ordnungen sind widersprüchlich. Klar ist: 
Frauen werden seit der Übernahme immer 
mehr eingeschränkt. Wir überlegen jeden 
Tag, wie wir mit dieser Situation umgehen 
können. Unser Team ist widerständig, da 
wir vor allem weibliche Kolleginnen sind. 
Für sie ist es nicht nur ein Job. Ich schöpfe 
meinen ganzen Mut aus ihrer unermüdli-
chen Art und Weise. Wir sprechen über ver-
schiedene Strategien, wie wir die Frauen in 
Not aus der Ferne unterstützen können. Sie 
sind müde, aber sie haben nicht aufgegeben. 
 Protokoll: Ann Esswein

Mitarbeiterin-
nen des World 
Food Program 
helfen Frauen 

in Kabul    
Foto: Kiana 
Hayeri/The 

New York 
Times/laif

Soma Safi ist 23 Jahre alt. Bis Dezember 2022 
studierte sie in Kabul Computerwissenschaften

Mahsa Falah (26) ist Künstlerin und Autorin. Sie gründete 2018 in Herat eine Galerie und Kunstschule 
für Mädchen. 2021 kam sie dank des Hilfsprogramms Artists at Risk nach Deutschland

Reshma Azmi ist stellvertretende Länderchefin der gegen Armut und Hunger engagierten NGO Care in 
Afghanistan. Die Taliban hatten Ende Dezember ein Arbeitsverbot für NGO-Mitarbeiterinnen verkündet

„Meine Zukunftspläne 
sind zerstört“

„Die Mädchen stecken in einer Grube wie Leichen“

„Das Arbeitsverbot überschreitet die rote Linie“

Land ohne 
Frauen
Nach der gewaltsamen 
Machtübernahme der Taliban  
im Sommer 2021 werden die 
Rechte der Frauen in Afghanistan 
immer stärker eingeschränkt.  
Drei Protokolle
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D
ie Proteste im Iran, 
die brennenden 
Kopftücher, der 
Kampf gegen die 
Islamische Repu­
blik – all das ist 

für manche Menschen im Wes­
ten schwer zu verdauen. Nicht, 
weil sie grundsätzlich gegen 
feministische Kämpfe wären, 
sondern weil die Proteste im 
Iran liebgewonnene Haltungen, 
man möchte sagen: Vorurteile, 
durcheinanderwerfen. Vorur­
teile und Vorstellungen über 
„den Islam“ und „das Kopftuch“.

Diejenigen im Westen, die 
schon immer gesagt haben, dass 
der Islam frauenverachtend und 
das Kopftuch Ausdruck der mi­
sogynen Struktur des Islams sei, 
fühlen sich bestätigt: Seht her, 
die Frauen im Iran nehmen das 
Kopftuch ab, sie verbrennen es 
sogar! Ihre Botschaft an alle „Is­
lamversteher“ im Westen: Seid 
nicht so naiv und hört auf, den 
Islam zu verherrlichen. So be­
schwerte sich ein Publizist nach 
Beginn der Proteste auf Twitter, 
dass „Menschen, die seit Jahren 
nicht den Mut aufbringen, den 
politischen Islam zu kritisieren, 
plötzlich in Sachen Iran deutlich 
geworden sind“. Oder anders: 
Wenn ihr das Kopftuch im Iran 
kritisiert, kritisiert es gefälligst 
auch hier bei uns.

Auf der anderen Seite gibt es 
nicht wenige, die sich, sagen wir, 
zurückhalten, wenn es um die So­
lidarität mit den Frauen im Iran 
geht. In politisch linken Krei­
sen gibt es die Argumentation, 
es sei eine „westliche“ Idee, dass 
das Abnehmen des Kopftuchs 
im Iran Freiheit für die Frau be­
deute. Das Kopftuch sei doch 
Teil der Kultur in Ländern wie 
dem Iran, und wenn man sich 
gegen das Kopftuch ausspreche, 
so glauben sie, sei das islamo­
phob. Dieses Narrativ, das auch 
vom iranischen Regime propa­
giert wird, füttern westliche Po­
litikerinnen, wenn sie bei Staats­
besuchen im Iran ein Kopftuch 
tragen. Sie halten sich, so kann 
man annehmen, für besonders 
tolerant, glauben, dass sie die 
iranische „Kultur“ respektieren, 
wenn sie sich verschleiern.

In beiden Fällen wird der 
Kampf der Frauen im Iran für 
die eigene Ideologie instrumen­

talisiert. Und: Sowohl dieser Kul­
turrelativismus als auch die Dä­
monisierung des Islams sind 
von einer rassistischen Denk­
struktur geprägt. Der Rassis­
mus der rechten Seite ist leicht 
erkennbar. Hass gegen Mus li­
m*in nen ist nicht erst seit 9/11 
im Westen angekommen, hat 
sich seitdem aber extrem in­
tensiviert. Terroranschläge wie 
in Christchurch und in Hanau 
sind ideologisch fest mit rassis­
tischen Verschwörungserzäh­
lungen verbunden. Eine ganze 
Partei, die inzwischen im Bun­
destag sitzt, definiert sich zu 
großen Teilen durch ihren 
Hass auf alles, was mit dem Is­
lam zu tun hat. Eine der Abge­
ordneten dieser Partei sprach im 
Deutschen Bundestag offen von 
„Messermännern“ und „Kopf­
tuchmädchen“ und meinte da­
mit Muslim*innen.

Schnell waren die Rech­
ten dabei, die Bilder aus dem 
Iran, den Kampf der Frauen für 
ihre eigenen Zwecke zu nut­
zen. Eine rechtsextreme Verei­
nigung von Abgeordneten im 
EU­Parlament sprach sogar ei­
nen Freiheitspreis für die ira­
nischen Frauen aus. Völlig ab­
surd, wenn man bedenkt, dass 
in ihrer rechtsextremen Ideo­
logie alle aus Europa geworfen 
werden sollen, die nicht in den 
europäischen „Kulturkreis“ pas­
sen, und dass diese Gruppen seit 
Jahr und Tag gegen Geflüchtete 
aus der Region des sogenann­
ten Nahen Ostens hetzen. Dass 
es keinen von diesen Leuten um 
die Menschen im Iran geht, ist 
klar. Es geht nur darum, Bilder 
von brennenden Kopftüchern 
dafür zu nutzen, die eigene Ideo­
logie voranzutreiben.

Auf der anderen Seite heißt es 
von links: Das Kopftuch als Sym­
bol der Frauenunterdrückung 
sei eine „westliche“ Erzählung; 
die Idee, dass Frauen sich vom 
Kopftuch befreien müssten, um 
frei zu sein, sei imperialistisch 
und kolonialistisch. Westliche 
Fe mi nis t*in nen würden sich auf 
den Kopftuchzwang versteifen 
und dabei „westliche“ Vorstel­
lungen von Feminismus und 
Gleichberechtigung quasi kolo­
nialistisch durchdrücken. Man 
müsse die „Kultur“ der Men­
schen in islamischen Ländern 
respektieren. Und: Die Rech­
ten nutzen die iranische Revo­
lution für ihre muslimfeindli­
che Agenda, heißt es aus linken 
Kreisen. Also Vorsicht.

Ob in den USA, in Europa oder 
in Deutschland: Die Linke, die ei­
nen feministischen Kampf wie 
im Iran eigentlich als historisch 
feiern müsste, hält sich auffällig 
zurück. In den USA, wo die de­
mokratische Partei als Partei des 
Feminismus gelten will, wird 
„Frau, Leben, Freiheit“ gänzlich 
ignoriert. Dort gibt es schon ge­
nug Probleme mit Islamhass, 
denken sich, so scheint es, viele. 
Bei Teilen von linken Parteien in 
Deutschland sieht es nicht an­
ders aus.

Seit Beginn der Proteste im 
September 2022 wurde schon 
oft gesagt und geschrieben: Es 
geht nicht um das Kopftuch. Es 
geht um so viel mehr. Um die 
systematische Unterdrückung 
der Frau im Iran. Ausgerechnet 
diejenigen, die vorgeben, anti­
kolonialistisch und antiimpe­
rialistisch zu denken, verfallen 
in eine in der Konsequenz ras­
sistische Argumentation. Denn 
wenn die Befreiung vom Kopf­
tuch eine „westliche“ Idee ist, 
sind auch die Selbstbestimmung 
der Frau und die Gleichberech­
tigung der Geschlechter „westli­
che“ Werte. Kulturrelativismus 
bedeutet eben auch einen Rela­
tivismus der Werte. Bestimmte 
Werte gibt es in dieser Logik nur 
im Westen, Frauen im sogenann­
ten Nahen Osten haben damit 
nicht dasselbe Bedürfnis nach 
Freiheit wie Frauen im Westen. 
Während der Feminismus im 
Globalen Norden dafür kämpft, 
dass „Nein heißt nein“ gilt und 
dass der Schwangerschaftsab­

bruch legalisiert wird, soll der 
Feminismus im Globalen Süden 
ein rückständiger sein; Frauen 
sollen sich nicht so haben mit 
dem Kopftuch. Vor allem sollen 
Frauen im Iran nicht den Islam­
hassern im Westen glauben, dass 
das Kopftuch ein Symbol der 
Frauenunterdrückung sei. Denn 
das zu denken, ist islamophob. 
Das nutzen Rechte nur aus. Ja, 
das stimmt, das tun sie. Nur ist 
das wahrlich nicht das Prob­
lem der Menschen im Iran. Das 
ist unser Problem, hier im Wes­
ten. Um den Rassismus in unse­
rer Gesellschaft müssen wir uns 
kümmern.

Solche Einstellungen von 
links und rechts zeigen nur, 
dass das Wissen um den irani­
schen Kontext fehlt oder be­
wusst vernachlässigt wird. Das 
Kopftuch im Iran hat eine voll­
kommen andere Bedeutung als 
das Kopftuch in westlichen Staa­
ten. „Nur wenige Tage nachdem 
Ajatollah Ruhollah Chomeini 
aus einer Air­France­Maschine 
entstiegen war, seinen Fuß auf 
iranischen Boden gesetzt hatte, 
erhob er das Schwert seiner Re­
volution als Erstes gegen die 
Frauen“, schreibt Golineh Atai in 
ihrem 2021 erschienenen Buch 
„Iran – Die Freiheit ist weiblich“. 
Und weiter: „Fast alle Gesetze, 
die fünf Jahrzehnte sozialer Ge­
winne für die Frauen bedeutet 
hatten, sollten seiner Idee des Is­
lam zum Opfer fallen.“

Als Erstes kam der Verschlei­
erungszwang, von einem Tag 
auf den anderen. Dann folgten 
bald die frauenfeindlichen Ge­
setze, mit denen das Leben aller 
Frauen im Iran entwertet wurde.

Im Oktober 2022 machte ein 
Video in den sozialen Netzwer­
ken die Runde, in dem eine Frau 
im Tschador auf eine Mauer 
schreibt „Frau, Leben, Freiheit“; 
im Hintergrund sagt eine weib­
liche Stimme: „Wir verschleier­
ten Frauen von Maschhad un­
terstützen Frau, Leben, Frei­
heit.“ Es sind in dieser Revolte 
nicht nur Frauen aktiv, die kein 
Kopftuch tragen wollen, son­
dern auch solche, die es gerne 
tragen, auch weiter tragen wol­
len. Weil es um weit mehr geht 
als um das Kopftuch.

Das Kopftuch, der Hidschab, 
ist im Iran ein Symbol. Ein Sym­

bol für die Unterdrückung von 
Frauen durch eine ideologisch 
extremistische Machtelite, aus 
Männern bestehend, die den Is­
lam als eine Art Universalerklä­
rung für all ihre Frauenrechts­ 
und Menschenrechtsverbrechen 
nutzt. Die Friedensnobelpreis­
trägerin Shirin Ebadi, ebenfalls 
gläubige Muslimin, war bei den 
iranischen Klerikern auch des­
halb so verhasst, weil sie mit ih­
rem Einsatz für Menschenrechte 
und ihrer Arbeit als Anwältin 
immer wieder erklärte, dass die 
Machthaber ihre eigene Religion 
nicht verstünden.

Eine der mutigsten feminis­
tischen Stimmen im Iran ist 
Fatemeh Sepehri. Im Septem­
ber 2022 wurde sie verhaftet. 
Sie ist gläubige Muslimin und 
trägt nicht nur ein Kopftuch, 
sondern einen Tschador, einen 
Ganzkörperschleier. Sie kämpft 
dafür, dass junge Frauen wie 
ihre Töchter die Freiheit haben 
zu entscheiden, ob sie ein Kopf­
tuch tragen wollen oder nicht. 
Sie fordert schon lange den 

Rücktritt von Revolutionsführer 
Chamenei – und sagt das auch 
noch ganz offen. Auch mit ihr 
hat Golineh Atai für ihr Buch ge­
sprochen, lange vor Beginn der 
Protestbewegung. Sie zitiert Fa­
temeh Sepehri mit den Worten: 
„Ich will, dass die Islamische 
Republik gründlich weggefegt 
wird. Ich verlange, dass der Iran 
eine säkulare Demokratie wird. 
Ein Staat, der die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte 
endlich achtet.“

Der Kampf gegen das Kopf­
tuch im Iran hat nichts mit Is­
lamophobie, sondern mit Frau­
enunterdrückungsphobie zu 
tun. Der Kampf der Menschen 
und der Frauen im Iran ist kein 
Spielfeld für Instrumentali­
sierungen, ob von rechts oder 
von links. So einfach ist es mit 
„dem Islam“ und „dem Kopf­
tuch“ eben nicht.

„Unser Schwert ist Liebe“ von 
Gilda Sahebi erscheint am 
8. März bei Fischer. 256 Seiten, 
24 Euro.
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Es sind in dieser 
Revolte nicht nur 
Frauen aktiv, die 
kein Kopftuch 
tragen wollen, 
sondern auch 
solche, die es 
gerne tragen

Von Gilda Sahebi

Es geht um so viel 
mehr als das Kopftuch
Während Rechte die feministischen Proteste im Iran instrumentalisieren, zögern Linke mit Solidarität. Beides sagt 
viel aus über den Westen und seine Vorurteile, schreibt Gilda Sahebi in „Unser Schwert ist Liebe“. Ein Vorabdruck

Lächeln, als sie 
die Kamera 
sehen: Zwei 
Teheranerin-
nen auf ihrem 
Weg ins 
Stadtzentrum  
Foto: Morteza 
Nikoubaz/mago
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A
lexandra Linder zeigt ein 
Bild eines Zellhaufens in 
die Kamera. Acht Kreise, 
aneinandergeklebt in ei­
ner kleinen, mit Flüssig­
keit gefüllten Kugel. Me­

di zi ne r*in nen sagen dazu Blastozyste, 
Alexandra Linder sagt: „Das hier ist ein 
vollständiger Mensch.“

Linder ist Bundesvorsitzende des 
Vereins Aktion Lebensrecht für Alle 
(ALfA) und eine bekannte Pro­Life­Ak­
tivistin in Deutschland. An diesem Tag 
hält sie für den Jugendverband Jugend 
für das Leben (JfdL) einen Onlinevor­
trag.

Ihre Botschaft an die 14 vor allem 
jungen Zuhörenden: Abtreibung, das 
sei eine „vorgeburtliche Kindstötung“. 
Linder spricht von Gewalt und Bruta­
lität. Wo die Medizin sagt, dass der Fö­
tus bis zur 19.  Schwangerschaftswo­
che noch keine Schmerzen empfinden 
kann, formuliert Linder: „Das Kind wird 
entmenschlicht und zerquetscht.“

Hinter Linder und ALfA steckt ein 
bundesweites christlich­fundamenta­
listisches Netzwerk. Das Ziel ist es, Ju­
gendliche für ihre Ideologie zu gewin­
nen. Mit Infoveranstaltungen wie die­
ser, dem Verteilen von Goodie­Bags, 
„Pro Life“­Touren durch Deutschland, 

Argumentationsworkshops oder Mit­
machaktionen sprechen sie vor allem 
Jugendliche an, die Orientierung su­
chen.

Die Inhalte, die die sogenannten Le­
bensschützer verbreiten, sind zwar oft 
wissenschaftlich falsch, werden von 
der Organisation jedoch als neutrale 
Informationen verkauft. So beruft sich 
Linder in ihrem Vortrag an keiner Stelle 
auf Gott oder die Schöpfung. Für junge 
Menschen, die die ideologischen Hin­
tergründe nicht kennen, ist der funda­
mentalistische Grundtenor ihres Vor­
trags schwer zu erkennen. „Diese Akti­
onen sind bewusst erlebnisorientiert“, 

sagt Len Schmid. Schmid ist So zi al ar­
bei te r*in und Se xu al wis sen schaft le­
r*in und beschäftigt sich als Pro jekt­
re fe ren t*in der Fachstelle „mobirex – 
Monitoring, Bildung, Information“ in 
Baden­Württemberg schwerpunktmä­
ßig mit organisiertem Antifeminismus 
und den Schnittstellen zur (extremen) 
Rechten.

Soziale Arbeit bei Jugendlichen 
durch antifeministische Akteure ist 
eines der Kernthemen Schmids. Der 
Fokus liege hier auf der Anti­Choice­
Arbeit und der Informationsverbrei­
tung gegen reproduktive und sexu­
elle Selbstbestimmung. Bei der christ­
lich­fundamentalistischen Sozialarbeit 
identifiziert Schmid drei Säulen: Bera­
tungsstellen, Jugendarbeit und Sexual­
erziehung.

Die Beratungsstellen konzentrieren 
sich vor allem auf das Thema Schwan­
gerschaftskonfliktberatung. Dabei geht 
es aber nicht etwa um eine psycholo­
gische Beratung, wie sie Pro Familia 
beispielsweise leistet, sondern viel­
mehr darum, den Aufsuchenden zu 
vermitteln, dass Schwangerschaftsab­
bruch nicht nur ethisch falsch, sondern 
auch traumatisierend für alle Beteilig­
ten sei. Das vermeintliche Post­Abor­
tion­Syndrom, wie es die Ab trei bungs­
geg ne r*in nen nennen, ist jedoch medi­
zinisch nicht nachweisbar.

Bei der zweiten Säule, der Jugend­
arbeit, gibt es vor allem Mitmachakti­
onen wie die Pro­Life­Tour. Die dritte 
Säule, die Sexualerziehung, geht mit 
den anderen beiden Hand in Hand. 
Anti­Choice­Ak ti vis t*in nen sprechen 
auch gezielt Schulen an, um dort Work­
shops zu geben. Mithilfe christlich­fun­
damentalistischer Literatur, wozu auch 
das Buch „Schwanger mit 16“ gehört, 
das die ALfA­Bundesvorsitzende Cor­
nelia Kaminski geschrieben hat, wer­
den Moralvorstellungen wider die se­
xuelle Selbstbestimmung vermittelt.

Ein Beispiel daraus: Ein Klecks Hand­
creme wird unter den Schü le r*in nen 
verteilt. Kurze Zeit später fordert die 
Lehrkraft sie auf, die Handcreme wie­
der zurückzugeben, weil die Lehrkraft 
bemerkt hat, dass sie zu viel weggege­
ben hat. Das soll zeigen, dass etwas, was 
man weggegeben hat (also Sex), nicht 
mehr zurückgenommen werden kann.

„Es geht sehr stark darum, eine 
christliche Sexualmoral zu verbrei­
ten“, sagt Len Schmid. So werden anti­
feministische Thesen durch vermeint­
liche Aufklärung unter Jugendliche ge­
bracht, die ihren Zugang zur Sexualität 
gerade erst ausbilden.

Ein prominenter Redner, der von 
ALfA an Schulen vermittelt wird, ist 
der Arzt Paul Cullen, der auch im Bun­
desverband Lebensrecht tätig ist. Cul­
len äußert sich nicht nur immer wie­
der antifeministisch, sondern hat im 
Kontext der Pandemie auch Verschwö­
rungserzählungen verbreitet und 2016 
an einem antisemitischen Manifest 
mitgewirkt.

Immer wieder gibt es auch Verbin­
dungen der Pro­Life­Bewegungen zu 
rechten bis rechtsextremen Akteuren, 
die sich antifeministisch und queer­
feindlich, aber auch rassistisch äu­
ßern und entsprechend agieren. So ist 
es keine Seltenheit, dass AfD­Mitglieder 
wie Beatrix von Storch an „Märschen 
für das Leben“ teilnehmen. Auch wird 
positiv Bezug auf Staaten wie Ungarn 
oder Polen genommen, in denen im­
mer mehr antidemokratische und an­
tifeministische Gesetze verabschiedet 
werden.

Geht die Strategie der Vereinnah­
mung von sozialer Arbeit auf? „Für 
Jugendliche sind das attraktive Ange­
bote“, sagt Ex per t*in Schmid. „In kri­
senhaften Zeiten bieten diese Grup­
pen etwas, woran sie sich festhalten 
können.“ Vor allem die niedrigschwel­
lige Ansprache und der erlebnisorien­
tierte Charakter der Veranstaltungen 
fördern das. Digitale Angebote wie die 
Veranstaltung der JfdL vereinfachen 
den Zugang noch. Allerdings gibt es 
keine Zahlen, die belegen können, wie 
erfolgreich die Rekrutierung Jugendli­
cher durch christlich­fundamentalisti­
sche Gruppen tatsächlich ist.

Um die Lücke zu schließen, die die 
Fun da men ta lis t*in nen bedienen, brau­
che es eine Stärkung der Kinder­ und 
Jugendarbeit, die einem emanzipatori­
schen Ansatz folgt und zur Demokra­
tieförderung beiträgt, sagt Len Schmid. 
Und: Aufklärungsarbeit, um die Ideo­
logie hinter den Angeboten sichtbar zu 
machen. Bei Lehrkräften und Päd ago­
g*in nen ebenso wie bei Jugendlichen.

Bislang funktioniert solche Aufklä­
rung nur wenig. So ist auf der vom ba­
den­württembergischen Kultusminis­
terium geförderten Bildungsmesse 
Didacta in diesem Jahr auch ALfA mit 
einem Infostand vertreten. Antifemi­
nistische, fundamentalistische Inhalte 
stehen auf diese Weise neben Biologie­
büchern und Englischheften – als wä­
ren sie wissenschaftlicher Standard.
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Gunda Werner

In der Katholischen Wochenzeitung Ta-
gespost erschien vergangenen Novem­
ber ein Artikel, der alle Vorbehalte und 
Ängste konservativ­christlicher Kreise 
gegen ihr gemeinsames Feindbild der 
„Gender­Ideologie“ in sich vereinte: 
„Gottlos“ und „atheistisch“ sei das Gen­
der­Denken, es „manipuliere die Spra­
che“ und „unterwerfe“ Menschen einer 
Ideologie, in der nicht mehr die Bezie­
hung zu Gott im Mittelpunkt stehe.
Auch nicht die Liebe zwischen Mann 
und Frau, sondern allein die „ethisch 
zu gestaltende Beziehung der Sexual­
partner untereinander“, bei der es we­
der auf die sexuelle Orientierung noch 
auf den Bund der sakramentalen Ehe 
ankomme.

Hier erreicht die Empörung einen 
ersten Höhepunkt.

Schlussendlich gipfelte die Kritik 
an Gender­Theorien in dem Vorwurf, 
es handele sich um den ultimativen 

Angriff auf die Schöpfungsvorstellung. 
Gott habe den Menschen nun mal als 
Mann und Frau geschaffen. Hinter An­
feindungen gegen trans Personen fal­
len Bedenken gegenüber der sexuellen 
Orientierung zurück.

In Artikeln wie dem gerade zitierten 
erscheint die „Gender­Ideologie“ als 
sich verselbstständigende Bedrohung. 
Oder, um es mit den Worten von Gab­
riele Kuby zu sagen, als ein „Sauerteig, 
der die gesamte Gesellschaft durchsäu­
ert und zerstört“.

Kern dieser auch transfeindlichen 
Abwertung ist bereits die schlichte 
Möglichkeit, dass sich geschlechtli­
che Identität jenseits der Binarität von 
Mann und Frau denken lassen könnte. 
Schon in dem bloßen Infragestellen 
von Sex und Gender lauert nämlich 
die vermeintliche Gefahr von Belie­
bigkeit und Relativismus, mit denen 
dazu Kinder und Jugendliche von früh 
an indoktriniert würden. Manche Au­
to r*in nen meinen darin gar den Mar­

xismus in neuem Gewand zu erken­
nen, der erneut das Christentum zer­
stören und eine Einheitsgesellschaft 
schaffen wolle, in der alle „natürli­
chen“ Differenzen der Geschlechter 
nivelliert seien und es keine Freiheit 
mehr gebe.

Spätestens hier zeigt sich, wie diese 
erregte Gender­Kritik und der spezi­
fisch christlich­konservative Antife­
minismus sich gegenseitig bedingen: 
Weil in der Bibel, genauer im 1. Buch 
Mose, zu lesen sei, dass Gott den Men­
schen als Mann und Frau geschaffen 
habe (Gen 1,27), und weil die so geschaf­

fenen Männer und Frauen (das steht al­
lerdings nicht mehr in der Bibel) über 
„spezifisch männliche“ und „spezi­
fisch weibliche“ Eigenschaften verfüg­
ten. Deswegen seien Frauen (und zwar 
von Gott gewollt) auf bestimmte Rol­
len festgelegt.

Gemäß göttlichem Willen und Auf­
trag, dass Frauen Kinder bekommen 
können, sei es das Wesen der Frau, die­
nend, aufopfernd, sorgend und näh­
rend zu sein. Insbesondere in der ka­
tholischen Logik liegt darin keine Dis­
kriminierung – schließlich ist dies 
Gottes besonderer Heils­ und Schöp­
fungswille, universal gültig für „die“ 
Frau, deren „spezifisch weibliche“ Ei­
genschaften determinieren, was ihr 
guttut, was sie braucht, was sie sich 
wünscht und wie sie ihr Leben zu ge­
stalten hat.

Und damit sind wir endgültig beim 
Antifeminismus angekommen: Der 
Ausschluss von Ämtern und Öffentlich­
keiten, geringere Bezahlung und eine 

prekäre Rente müssten nun mal in Kauf 
genommen werden, denn weil „die“ 
Frau als Mutter bei den Kindern und 
sorgend im Haus sein will, stellt sie die 
Familie an die erste Stelle. Auch wenn 
sie deswegen weniger verdient, keine 
Karriere macht und weniger Möglich­
keiten hat, verwirkliche sie ihr Wesen 
als Frau.

Der erbitterte Kampf christlich­
konservativer Kreise gegen die bloße 
Möglichkeit vielfältiger Geschlechteri­
dentitäten offenbart, worum es geht: 
die Angst vor einer Welt, in der „spe­
zifisch männliche“ und „spezifisch 
weibliche“ Eigenschaften eben nicht 
von Gott gewollt im Menschen ange­
legt sind. Denn damit wäre der biolo­
gistischen Begründung männlicher 
Vorherrschaft in der Gesellschaft der 
Nährboden entzogen.

Gunda Werner, 51 Jahre, ist Professo-
rin an der Katholisch-Theologischen 
Fakultät der Ruhr-Universität Bochum
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taz: Frau Planert, wer war zu­
erst da: die Fe mi nis t*in nen 
oder die Antifeminist*innen?

Ute Planert: Antifeminismus 
ist eine Antibewegung, ist also 
gegen etwas, und deswegen ist 
natürlich das, wogegen man ist, 
zuerst da.

Wie kam es im deutschen 
Kaiserreich zur ersten Frau­
enbewegung?

Forderungen nach einer 
gleichberechtigten Gesellschaft 
erhoben die Frauen in dem 
Moment, in dem bürgerliche 
 Partizipationsansprüche ange­
meldet wurden. In der Franzö­
sischen Revolution sagten sie: 
Gleichheit, Freiheit, Brüder­
lichkeit  – und was ist mit uns 
Schwestern? In der Revolution 
von 1848/49 wollten sie „dem 
Reich der Freiheit Bürgerinnen 
werben“. Ab da gab es organi­
sierte Aktivitäten, Versuche 
gewerkschaftlicher Frauenor­
ganisation, Frauenzeitungen. 
Nach der Revolution verbot 
Preußen Frauen, sich politisch 
zu engagieren. Deshalb fingen 
sie an, auf anderen Feldern zu 
arbeiten: in der Bildung, der 
Erwerbsarbeit. Im Jahr 1908 
wurde dieses Gesetz aufgeho­
ben, da gab es schon eine breite 
Frauen bewegung, die größte in 
Europa.

Wie und ab wann genau or­
ganisierten sich die An ti fe mi­
nis t*in nen?

Das entscheidende Jahr war 
1912. Die SPD gewann die Reichs­
tagswahlen. Das hatte keine po­
litische Auswirkung, weil wir es 
nicht mit einer parlamentari­
schen Demokratie zu tun hat­
ten, aber das Signal war: Die 
Roten kommen! Seit der Ver­
einsfreiheit 1908 begannen die 
Parteien ihre Frauen zu organi­
sieren, die SPD, die Liberalen – 
ab 1912 selbst die Bastion der po­
litischen Rechten, die Deutsch­
konservative Partei. Im Jahr 1912 
wurde außerdem der Gebur­
tenrückgang zum Thema. Den 
erlebten alle Industriegesell­
schaften, aber er wurde von na­
tionalistischen Zeitgenossen als 
Gebärstreik wahrgenommen. 
Eine Universität nach der ande­
ren wurde geöffnet für Frauen, 
es bildeten sich Stimmrechts­
vereine. Der Trend ging in Rich­
tung Erfolge für die Feministin­
nen, deshalb dachten die Anti­
feministen, sie müssten Alarm 
schlagen, bevor die Regierung 
noch das Frauenwahlrecht ein­
führt. Im Jahr 1912 wurde der 

Antifeministi­
sche Karikatur 
um 1905: die 
rauchende 
Frau Juristin 
als Raben­
mutter  
Foto: ImagoInterview Katrin Gottschalk

„Das 
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war:  
Die  
Roten 
kommen!“
Die Historikerin Ute Planert hat über 
Antifeminismus im Kaiserreich 
geforscht. Im Interview spricht sie über 
Erfolgsstrategien der Feministinnen und 
Parallelen zur Gegenwart

Die Historikerin lehrt an  
der Universität Köln unter 
anderem Europäische 
Geschichte des 18. bis 
20. Jahrhunderts. Im Jahr 
1998 veröffentlichte sie 
ihre Dissertation über 
Antifeminismus im 
Kaiserreich, 2021 erschien 
ihr Buch „Napoleons Welt“ 
bei wgb.

Ute Planert

wo sie doch dringend Munition 
herstellen, Männer verbinden 
oder sie in den Fabriken erset­
zen mussten. Ich bin sogar der 
Meinung, dass die Frauen das 
Wahlrecht erlangt hätten, auch 
ohne den Krieg und die Revolu­
tion, nur hätte es vielleicht län­
ger gedauert. Die Frauen waren 
so erfolgreich nicht nur in der 
Bildungsbewegung, sondern 
auch in der Lokalpolitik und den 
Vereinen oder den Kirchen. Der 
Weg war da. Die Antifeministen 
als Abwehrorganisation zeigen 
im Grunde, wie weit die Frau­
enbewegung schon im Main­
stream angekommen war.

Die An ti fe mi nis t*in nen 
damals haben stark den Ge­
schlechterdualismus betont. 
Die Natur der Frauen sei so 
und so, deshalb müssten sie zu 
Hause bleiben. Bietet diese Be­
tonung der Zweigeschlechtlich­
keit einen Nährboden für anti­
feministische Narrative?

Das 19.  Jahrhundert war 
voll von Bestimmungsversu­
chen, wie Männer sind und wie 
Frauen sind. Das war die bür­
gerliche Geschlechterordnung, 
die sich herauskristallisierte im 
Übergang vom Ancien Régime 
zur modernen bürgerlichen Ge­
sellschaft. Sie können jedes be­
liebige Lexikon dieser Zeit auf­
schlagen und Sie werden el­
lenlange Abhandlungen dazu 
finden. Es ist unglaublich! Die­

ses Jahrhundert war geradezu 
besessen davon zu definie­
ren, wie Männer sind und wie 
Frauen sind.

Warum das denn?
Die bürgerliche Gesellschaft 

brauchte ein neues Ordnungs­
system, nachdem die ständische 
Ordnung aufgehoben war. Und 
Geschlecht durchdrang alles, 
ebenso wie später Klasse und 
auch Rasse als neue Ordnungs­
kriterien. Selbst die meisten 
frauenbewegten Frauen glaub­
ten an die Gegensätze der Ge­
schlechter und machten dar­
aus sogar ein Argument: Ge­
rade weil Männer und Frauen 
fundamental unterschiedlich 
sind, braucht es beide, etwa in 
der Politik.

War die Betonung des Dua­
lismus eine erfolgreiche Strate­
gie der Frauenbewegung?

Ja, klar! Sogar bis dahin, dass 
man sagte: Männer und Frauen 
sind unterschiedlich, also kön­
nen Männer auch keine Frauen 
untersuchen – also brauchen 
wir Frauenärztinnen. Diese Idee 
vom weiblichen Kultureinfluss 
durchzog das komplette Kaiser­
reich, auch da, wo wir es heute 
kritisch sehen, zum Beispiel bei 
den kolonialistischen, imperia­
listischen Bewegungen. Auch 
da brauchte es dann den Kul­
tur ein fluss der deutschen Frau 
zur angeblichen Emporbildung 
der Schwarzen.

Deutsche Bund zur Bekämp­
fung der Frauenemanzipation 
gegründet.

Wer waren die An ti fe mi­
nist*in nen, die sich im Bund 
vereinten?

Für meine Dissertation habe 
ich mir die Verbandszeitschrif­
ten des Deutschen Bundes zur 
Bekämpfung der Fraueneman­
zipation angeschaut. Ich habe 
ausgewertet, wer da auftaucht 
als Au to r*in und in den Orts­
gruppen. Da bin ich auf 375 Na­
men von Ak ti vis t*in nen ge­
kommen, davon sind ungefähr 
20  Prozent Frauen. Der ganze 
Bund hatte 300.000 Mitglieder, 
darunter Vereine von Angestell­
ten und Lehrern, die weibliche 
Konkurrenz fürchteten.

Immerhin 20 Prozent, dabei 
ist das doch ein Widerspruch – 
Frauen in antiemanzipatori­
schen Gruppen …

Ich habe mich auch gefragt, 
warum diese Frauen das ma­
chen. Manche waren mit ei­
nem Antifeministen verheira­
tet, aber es gab auch selbststän­
dige Schriftstellerinnen. Ein 
wichtiger Punkt war für viele 
sicherlich, dass dem traditio­
nellen Frauenbild die Legitima­
tion entzogen wurde. Wenn im­
mer mehr Frauen gebildet sein 
sollen, arbeiten und studieren, 
dann fühlt sich die „Nurhaus­
frau“ weniger wert. Und dann 
kommt das Weltbild dazu, das 

die Frauen teilten: Diese Antife­
ministen waren weit in der rech­
ten Ecke, modern gesprochen: 
rechtsradikal, das waren Nati­
onalisten, die waren völkisch, 
die waren antisemitisch und 
antimodern. In diesem deutsch­
völkischen Weltbild hat die Frau 
zu Hause zu sein und Kinder zu 
kriegen fürs deutsche Volk.

Aus welchen Bevölkerungs­
kreisen kamen diese Leute?

Das waren vorwiegend Bil­
dungsbürger, meist protestan­
tisch, eher preußisch­nord­
deutsch und aus der Großstadt, 
weil die Frauenbewegung eine 
urbane Erscheinung war. Es wa­
ren Mediziner dabei, Rassenhy­
gieniker, Regierungsbeamte, 
auch Studenten und Lehrer, die 
nicht wollten, dass Frauen ihnen 
die Plätze wegnehmen.

Was waren die Strategien, 
mit denen die An ti fe mi nis­
t*in nen versuchten, die Femi­
nismuswelle zu stoppen?

Vermeintliche Aufklärung: 
Sie schrieben ganz viel, reich­
ten Petitionen ein, hatten die­
sen Verband, gründeten Orts­
gruppen, störten Frauenver­
sammlungen. Sie versuchten, 
informell Einfluss zu nehmen 
auf die Parteien und Verbände, 
damit diese keine Frauen zulie­
ßen. Die Antifeministen ver­
suchten, emanzipierte Frauen 
abzuwerten, indem sie ihnen die 
Weiblichkeit absprachen, weil 
die Funktion von Frauen ja das 
Kinderkriegen sei. Viele Frauen 
der organisierten bürgerlichen 
Frauenbewegung waren aber 
Lehrerinnen – die mussten un­
verheiratet sein, es gab das Leh­
rerinnenzölibat, übrigens auch 
in der Weimarer Republik.

Was hat der antifeministi­
sche Widerstand mit der Frau­
enbewegung gemacht?

Nicht viel. Es gab sicherlich 
verbale Auseinandersetzun­
gen, wenn die Antifeministen 
zu Frauenveranstaltungen hin­
gegangen sind. Und als der An­
tifeministenbund gegründet 
wurde, erschienen in den Frau­
enzeitschriften ein paar Arti­
kel, aber dann kam ja schon 
der Krieg, und ab da standen 
die Antifeministen auf verlore­
nem Posten. Die bürgerlichen 
Frauen organisierten sich im 
nationalen Frauendienst, un­
terstützten den Krieg und stell­
ten sich als gute Patriotinnen 
dar. Da konnten die Antifemi­
nisten schlecht sagen, dass die 
Frauen am Herd bleiben sollen, 

Sehen Sie Parallelen zwi­
schen dem Antifeminismus 
im Kaiserreich und dem aktu­
ellen?

Moderne Anti fe mi nis ten 
sam meln sich etwa in der Le­
bensschutzbewegung, auch die 
Männerrechtsbewegung fällt 
darunter, organisierte Incels 
oder neurechte Siedler. Nach 
meiner aus dem Kaiserreich 
abgeleiteten Definition braucht 
Antifeminismus einen gewissen 
Organisationsgrad. Oftmals er­
kenne ich in aktuellen Debatten, 
auch in der taz, eher eine akti­
vistische Definition. Aber nicht 
alles, was eine Frau angreift, ist 
organisierter Antifeminismus.

Was halten Sie von der Mel­
destelle Antifeminismus der 
Amadeu­Antonio­Stiftung?

Im Gegensatz zur erfolgrei­
chen Kaumbeachtung der Anti­
feministen im Kaiserreich bie­
tet so eine Meldestelle zumin­
dest eine Angriffsfläche, denn 
man kann das auch als Denun­
ziationsstelle sehen. Die rechte 
Argumentation ist ja, dass ich 
jetzt bei der Gender­Polizei ge­
meldet werde, wenn ich nicht 
das große  I spreche. Ich sehe das 
Bedürfnis nach so einer Stelle, 
gerade wenn Aktivistinnen an­
gegriffen werden, aber ob diese 
Stelle dagegen wirklich hilft oder 
nicht eher vorhandenen Sympa­
thien für feministische Politik 
schadet, da bin ich mir unsicher.
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Von Gamze Kafar

E
s ist tragisch: Dass der Eu-
roparat heute ein „Über-
einkommen zur Verhü-
tung und Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen“ 
hat, ist auch den Frauen in 

der Türkei zu verdanken. Das Über-
einkommen heißt im allgemeinen 
Sprachgebrauch „Istanbul-Konven-
tion“. Und dennoch ist die Türkei vor 
zwei Jahren aus der Istanbul-Konven-
tion ausgetreten – während Männer 
im Land im Schnitt jeden Tag einen 
Femizid begehen.

Um zu verstehen, wie das passie-
ren konnte, lohnt sich ein Blick auf 
die Geschichte der Konvention. Die 
Türkei war 2011 Erstunterzeichnerin 
und hatte sogar erreicht, die Unter-
zeichnung in Istanbul stattfinden zu 
lassen. Das war kein Zufall. Denn einer 
der Gründe für das Zustandekommen 
des Übereinkommens war ein Fall aus 
der Türkei.

Am 9. Juni 2009 urteilte der Europä-
ische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) im Fall Nahide Akgün. Seit den 
1990er Jahren hatte sie, damals noch 
mit Nachnamen Opuz, immer wieder 
Anzeige gegen ihren Mann erstattet – 
insgesamt 36-mal. Trotzdem war Ak-
gün weiter seiner systematischen 
Gewalt ausgesetzt. Hüseyin Opuz be-
drohte sie mit dem Tod, fuhr sie mit 
seinem Auto an, stach auf sie ein. Nur 
zweimal wurde er zu vergleichsweise 
geringen Strafen verurteilt. Mehrfach 
wurden die Anzeigen wegen Mangels 
an Beweisen fallengelassen. 2002 be-
schloss Akgüns Mutter Minteha Bey-
bur, mit ihr nach Izmir umzuziehen. 
Doch Hüseyin Opuz verfolgte den Mö-
beltransporter und erschoss Beybur 
auf dem Beifahrersitz.

Im Jahr 2008 wurde Hüseyin Opuz 
zunächst zu lebenslanger Haft ver-
urteilt. Doch das Gericht reduzierte 
seine Strafe auf 15 Jahre und 10 Monate 
sowie eine Geldstrafe von 180 Lira. Der 
Grund: Opuz’ Handeln sei das „Resul-
tat von Provokation“ gewesen, zudem 
habe er vor Gericht gute Führung ge-
zeigt. Wegen der bereits in Untersu-
chungshaft verbrachten Zeit und sei-
ner eingelegten Berufung wurde Opuz 
auf freien Fuß gesetzt.

Der türkische Staat hatte Akgün 
nicht ausreichend geschützt. Zu die-
sem Schluss kam der EGMR und 
sprach damit erstmals einen Staat 
schuldig, und zwar wegen mangeln-
den Einsatzes zur Eindämmung häus-
licher Gewalt. Ebenfalls zum allerers-
ten Mal urteilte der Gerichtshof, dass 
geschlechtsspezifische Gewalt gemäß 
der Europäischen Menschenrechts-
konvention eine Form von Diskrimi-
nierung ist. Die türkische Regierung 
musste Nadihe Akgün 36.500  Euro 
zahlen.

Dieses Urteil sorgte für Aufruhr. 
Wenig verwunderlich, dass der Tür-
kei daran gelegen war, sich im eige-
nen Land wie auch international wie-
der in ein positiveres Licht zu rücken. 
Doch eine echte Umsetzung des Ge-
waltschutzes hat es nie gegeben. Das 
zeigt schon die Anzahl der Femizide 
im Land – also der Morde an Frauen, 
weil sie Frauen sind. Einzig und allein 
im Unterzeichnungsjahr 2011 ging die 
Zahl zurück.

So lückenhaft der Schutz auch war: 
Ohne ihn nimmt die Gewalt noch 
viel rapider zu. Im Jahr des Austritts 
2021 wurden nach Angaben der Platt-
form „Wir werden Femizide stoppen“ 
280 Frauen von Männern ermordet. 
Bei weiteren 271 Todesfälle stand der 
Verdacht im Raum, dass es sich um Fe-
mizide handelte – etwa, wenn Frauen 
während eines Streits mit dem Part-
ner angeblich „plötzlich“ vom Balkon 
gesprungen sein sollen.

Nur ein Jahr später waren es bereits 
334 Femizide und 245 Verdachtsfälle. 
Viele dieser ermordeten Frauen wur-
den von ihren Partnern in ihrem Zu-
hause getötet, obwohl sie zuvor ver-
sucht hatten, Schutz zu bekommen. 
All diesen Realitäten zum Trotz er-
klärte der türkische Präsident Recep 
Tayyip Erdoğan: „Unser Kampf ge-
gen Gewalt an Frauen hat nicht mit 
der Istanbul-Konvention angefangen 
und endet auch nicht mit dem Rück-
zug aus dieser Konvention.“

Der Istanbul-Konvention beizutre-
ten war vor allem ein symbolischer 
Akt. Und so war der Austritt letztlich 
nur konsequent. Erdoğan gibt inzwi-
schen wenig auf die Zustimmung der 
Menschen. Immerhin waren 84 Pro-
zent der Bevölkerung gegen den Rück-
zug aus dem Übereinkommen, darun-
ter auch viele konservative Frauen.

Wichtiger ist der Regierung offen-
bar der Schulterschluss mit radika-
len religiösen und auch nationalis-
tischen Kräften, für die die Gleich-
berechtigung von Frauen vor allem 
eine Bedrohung der traditionellen Fa-
milie bedeutet. Und nicht zuletzt war 
der Schritt für Erdoğan eine weitere 
Machtdemonstration gegenüber ei-
ner demokratischen Zivilgesellschaft.

Der türkische Rückzug aus dem 
Übereinkommen wurde von vielen De-
monstrationen flankiert. Die Plattform 
„Wir werden Femizide stoppen“ stellt 
klar: „Wir kämpfen für eine Zukunft, 
in der die Gewalt nicht zunimmt, son-
dern verschwunden sein wird und in 
der Frauen frei leben können. Wir wer-
den die Istanbul-Konvention Wirklich-
keit werden lassen.“ Doch angesichts 
der bestehenden Machtverhältnisse ist 
diese Zukunft in weiter Ferne. Die kom-
mende Präsidentschaftswahl ist somit 
auch eine über die Rechte von Frauen.

Vor zwei Jahren trat die Türkei aus der Istanbul-Konvention aus. Doch ernst 
gemeint hat das Land es nie damit, Frauen vor Gewalt zu schützen

Wenn staatlicher 
Antifeminismus 
Leben kostet

Seit dem 
Austritt der 
Türkei aus der 
Istanbul-
Konvention 
steigt die Zahl 
der Femizide 
im Land wieder 
deutlich an

„Queers können sich  
im Netz austauschen“

Interview Mohamed Amjahid 

taz: Soufiane Hennani, in Ih-
rem Podcast „Machi Rojola“ 
sprechen Sie mit Ihren Gäs-
ten über Feminismus, Netz-
aktivismus und wie man 
in Marokko das Patriarchat 
überwinden kann. Sind sol-
che Gespräche neu in Ihrem 
Land?

Soufiane Hennani: Ich 
glaube, dass wir in Marokko 
immer kritisch über Masku-
linität gesprochen haben. Sie 
prägt immerhin den Alltag von 
vielen Menschen, von Frauen 
und Männern. Da geht es um 
psychische, physische und se-
xuelle Gesundheit, aber auch 
um die Sozialisierung von 
Männern,  wie sie unterein-
ander interagieren und all-
gemein in der Gesellschaft. 
Es gab vor mir viele For sche-
r*in nen und Autor*innen, die 
sich mit Feminismus ausein-
andergesetzt haben. Der Un-
terschied jetzt liegt vielleicht 
darin, dass die Inhalte ein brei-
tes Publikum erreichen, das so 
mitsprechen kann. Egal ob in 
meinem Podcast, in der Musik, 
im Kino, in traditionellen oder 
sozialen Medien.

Feministische Ideen er-
reichen also nun mehr Men-
schen. Erzeugt das auch im 
Netz antifeministischen Wi-
derstand?

Auf Facebook bekomme ich 
oft die Nachricht, dass ich für 
meine Inhalte bezahlte Wer-
bung schalten soll, während 
hasserfüllte, antifeministische 
Plattformen organisch wach-
sen und mit Reichweite den 
Tech-Unternehmen Gewinne 
einbringen. Man müsste die 
Medienkompetenzen der 
Menschen ausbauen. Sie se-
hen die Inhalte eines queer-
feindlichen oder antifeminis-
tischen Influencers und glau-
ben den Blödsinn. Viel ist zu 
uns leider aus den USA und Eu-
ropa geschwappt, da nehmen 
sich in Marokko einige Leute 
ein Beispiel an Strategien der 
Hassrede.

Können Sie uns ein Bei-
spiel nennen?

Jemand hat den US-ameri-
kanischen Podcast eines Incels 
schlicht kopiert und findet da-
mit ein hasserfülltes Publikum 
in Marokko. Oder: Es gibt im 
Netz seit Kurzem eine Gruppe 
namens „Wenn du ein wahrer 
Mann bist, darfst du keine Frau 
heiraten, die arbeiten geht“. Da 
kommen Incels und Maskuli-
nisten zusammen, lassen sich 

frauen- und queerfeindlich 
aus und argumentieren dabei 
vor allem mit „Freiheit“. Sie ha-
ben in Europa und Deutsch-
land solche gefährliche Ten-
denzen.

Wie stark ist der feministi-
sche Diskurs in Marokko?

Der erreicht vor allem 
junge Menschen. Sowohl als 
Sen de r*in nen als auch als 
Empfänger*innen. Da drin fin-
den sich dringende Themen: 
Rassismus in Marokko, die 
Klimakatastrophe und eben 
feministische Kämpfe. Solche 
Debatten haben sich längst 
aus den elitären Räumen be-
freit und erreichen alle Bevöl-
kerungsgruppen gleicherma-
ßen. Als wir während der Pan-
demie kollektiv in den harten 
Lockdown mussten, gab es 
viel Hass und Gewalt gegen 
LGBTQI+ und Feminist*innen. 
Einige junge Queers waren 
plötzlich in ihren Elternhäu-
sern gefangen. Ich habe das 
in meinem Podcast „Machi Ro-
jola“ und auf sozialen Medien 
thematisiert. Für viele Betrof-
fene war das so zugänglich und 
hilfreich. Sie konnten sich im 
Netz zumindest austauschen 
und gegenseitig stärken.

Viele weiße Feministinnen 
hier in Deutschland und Eu-
ropa interessieren sich beson-
ders für das Thema Maskuli-
nität in Nordafrika. Kommt 
das bei Ihnen an?

Superschön und inspirie-
rend in Marokko ist, dass wir 
unsere eigene feministische 
Tradition haben, die schon 
immer intersektional war. Bei 
uns kommen ein paar Fetzen 
dieses weißen Mainstream-
Feminismus an, das hat meist 
negative Auswirkungen auf 
unseren Alltag. Zum Beispiel 
diese tiefsitzende Transfeind-
lichkeit. Dabei haben wir eine 
reiche feministische Tradi-
tion mit Stimmen wie der So-
ziologin Fatima Mernisi oder 
der Schriftstellerin Malika al-
Fassi, die uns zeigen, dass Fe-
minismus eine einflussrei-
che marokkanische Tradition 
besitzt. Diese Frauen haben 
für Selbstbestimmung ge-
kämpft, körperliche und po-
litische. Dass Frauen wählen 
können, sich scheiden lassen 
können, ein Kopftuch tragen 
oder nicht. Daran knüpfe ich 
in meiner Arbeit im Podcast 
oder auf sozialen Medien an 
und das berührt viele Men-
schen – Queers, Frauen und 
Männer, sodass sie sich wie-
derum engagieren.

Demonstrierende am feministischen Kampftag 2021 in Istanbul   Foto: Sedat Suna/epa

Soufiane 
Hennani  
forscht an der 
Universität in 
Casablanca im 
Bereich Health 
Sciences. Er ist 
LGBTQI+-Akti-
vist. Sein 
politisches 
Interesse gilt 
queeren 
Identitäten und 
Maskulinität. In 
seinem Podcast 
„Machi Rojola“ 
spricht er über 
Feminismus in 
Marokko.
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Podcaster Soufiane Hennani erklärt, wie     
Ma rokkane r*in nen mit Antifeminismus umgehen

Gegen Antifeminismus
Feminismus hat viel erreicht – und viele Feinde.
Ob im Iran oder überall sonst auf der Welt. Unsere
Frauentags-Sonderausgabe am 7. März widmet
sich ganz dem Thema Antifeminismus.

Erhältlich am Kiosk oder noch besser im Miniabo:
10Wochen taz digital + 10 x die gedruckte wochentaz
für insgesamt nur 15 Euro, davon gehen 5 Euro an die
feministischen Aktivist:innen von 6rang.org*

Jetzt taz lesen!

taz.de/frauen-soli

* Das Abo endet automatisch.

https://www.coe.int/de/web/impact-convention-human-rights/-/the-landmark-judgment-that-inspired-europe-to-act-on-violence-against-women
https://www.coe.int/de/web/impact-convention-human-rights/-/the-landmark-judgment-that-inspired-europe-to-act-on-violence-against-women
https://www.coe.int/de/web/impact-convention-human-rights/-/the-landmark-judgment-that-inspired-europe-to-act-on-violence-against-women
https://open.spotify.com/show/5nIIG3gPJT3x2H84GhBysf
https://open.spotify.com/show/5nIIG3gPJT3x2H84GhBysf


A
ntifeminismus ist keine Erfin-
dung von heute. Sobald Frauen 
mehr Rechte einforderten, gab 
es Gegenbewegungen. Etwa 
während der französischen 
Revolution, der Suffragetten-

bewegung oder den 80ern des letzten Jahr-
hunderts.

Auch haben Frauen das System Antifemi-
nismus schon früher analysiert. Eine von ih-
nen ist die Pulizerpreisträgerin Susan Faludi. 
1991 wurde ihr Buch „Backlash“, also Rück-
schlag, veröffentlicht. Darin untersucht sie 
die US-amerikanische Politik, Gesellschaft 
und Kultur im Hinblick darauf, wie feminis-
tische Erfolge ins Gegenteil verkehrt werden. 
Das Buch stand ein Jahr lang unangefochten 
auf den US-amerikanischen Bestsellerlisten.

Auf Deutsch trägt es den Titel: „Die Män-
ner schlagen zurück“. Dieser impliziert, dass 
Frauen zuerst zugeschlagen hätten. Die Be-
freiung der Frau, so wird insinuiert, sei ein 
Akt der Aggression gegen Männer. Ein Back-
lash ist aber mehr als Vergeltung, er wirft die 
ganze Gesellschaft zurück.

Schon der deutsche Buchtitel ist ein Bei-
spiel für die subtilen Strukturen und Takti-
ken des Antifeminismus, wie Faludi sie ana-
lysiert: Den Gleichheitsanspruch der Frauen 
ins Gegenteil verkehren, ihn nicht ernst neh-
men, falsche Korrelationen herstellen, darin 
einen Angriff sehen, das sind, so Faludi, anti-
feministische Vorgehensweisen. Dabei ist die 
Aggression doch, dass Frauen über Jahrhun-
derte gleiche Rechte vorenthalten werden.

Die Unterzeile des Buches ist nicht besser. 
Im Original heißt es: „The undeclared war 
against American women“. Und in der um-

gedeuteten Übersetzung: „Wie die Siege des 
Feminismus sich in Niederlagen verwandeln 
und was Frauen dagegen tun können.“

Sieg, Niederlage – klar, vor 40 Jahren 
wurde die feministische Bewegung als Ge-
schlechterkampf verstanden. Aber feminis-
tische Errungenschaften „verwandeln“ sich 
nicht in Niederlagen, es ist keine Magie im 
Spiel. Vielmehr wird feministisches Denken 
durch die Kultur des Patriarchats, die sich bis 
heute durch die Gesellschaft zieht, zunichte 
gemacht – so Faludis Analyse.

Tricks, mit denen Feminismus diffamiert 
wird, bestehen, meint Faludi, auch darin, pa-
triarchal gefärbten Erhebungen einen neu-
tralen wissenschaftlichen Anstrich zu geben. 
Oder darin, Feminismus umzukehren, indem 
gesagt werde, Frauen seien doch emanzipiert 
und hätten alle Möglichkeiten, da bedürfe es 
keiner weiteren politischen Intervention für 
Gleichheit.

Rollenbilder seien eigentlich fluide kon-
servative und neurechte Politik, und nicht 
nur sie, orientierten sich jedoch an alten Zu-
schreibungen, die sie als State of the Art be-
greifen würden. Und die Medien und die Kul-
tur machten sich dabei zu Steigbügelhaltern. 
Der Backlash sei keine konspirative Verschwö-
rung, die von oben gesteuert werde, schreibt 
Faludi. Auch seien sich jene, die antifeminis-
tische Theorien verbreiten, dessen nicht im-
mer bewusst. Meistens gehe das diffus und 
chamäleonhaft vonstatten, die antifeministi-
schen Codes seien im Denken internalisiert.

Heute ist Faludis Buch schwer zu lesen, da 
es sich in Detailfülle auf den US-amerikani-
schen Mainstream vor allem der 80er Jahre 
des letzten Jahrhunderts bezieht, der mittler-
weile eher wenig zugänglich ist. Ihre Analyse 
der subtilen Umkehr feministischer Errun-
genschaften aber hat weiter Gültigkeit. Nur 
deshalb werden Meinungen wie die, dass die 
Emanzipationsbewegung Mädchen heute ag-
gressiver mache, oder dass die vielen Lehre-
rinnen schuld am schlechteren Abschneiden 
von Jungs in der Schule seien, wie Tatsachen 
gehandelt. Ein Artikel, der am 7. Februar 2023 
in der Neuen Züricher Zeitung stand, zeigt 
die von Faludi untersuchten subtilen Um-
kehrungsmechanismen en détail: „Je freier 

Frauen bei der Partnerwahl werden, desto 
mehr Männer bleiben allein. Ist daran un-
sere Biologie schuld?“ lautet die Überschrift. 
Im Klartext: Frauenbefreiung macht mehr 
Männer zu Singles. Das Wort „schuld“ wird 
benutzt. Im Text geht die negative Wertung 
der Frauenemanzipation noch weiter, denn 
in biologistischer Camouflage, die evolutio-
näre Zusammenhänge aus dem Tierreich auf 
die Gegenwart überträgt, werden vermeint-
lich wissenschaftliche Begründungen für das 
Dilemma der Männer geliefert. Die blieben 

bei der Partnerwahl vermehrt auf der Stre-
cke, wenn Frauen selbstbewusster und ökono-
misch unabhängiger werden. Sexuell uner-
füllte Männer aber seien potenzielle Gefähr-
der. Fazit: Frauenemanzipation ist schlecht 
für Männer und Gesellschaft.

Der Artikel, der 32 Jahre nach dem Erschei-
nen von „Backlash“ veröffentlicht wurde, 
bedient, was Faludi anprangert. Sie hat das 
Handwerkszeug gezeigt, mit dem solche 
Texte decodiert werden können. Wir sollten 
es nutzen.

dienstag/mittwoch, 7./8. märz 2023 11antiantifeminismustaz 🐾

Von Waltraud Schwab

Susan Faludi analysierte schon 1991 in ihrem Buch 
„Backlash“ antifeministische Strukturen in den USA. 
Ihre Angebote sind gerade in Krisenzeiten attraktiv

Ein Backlash ist 
mehr als Vergel­
tung. Er wirft die 
ganze Gesell­
schaft zurück

Anzeige

taz: Frau Bauer, Sie forschen zu an-
tifeministischen Influencerinnen 
auf Tiktok. Wenn ich mir das Pro-
fil einer solchen Person anschaue: 
Was sehe ich da?

Mareike Fenja Bauer: Das kann 
sehr unterschiedlich sein. Ein typi-
sches Beispiel wäre: Die Person filmt 
sich beim Kochen. Sie ist, mit einem 
schicken Kleid zurechtgemacht, in 
der Küche und suggeriert, dass sie 
hier Einblicke in ihr privates Alltags-
leben erlaubt – dabei ist alles hoch-
gradig inszeniert. In der Beschrei-
bung des Posts steht so etwas wie: 
„Hey, ich bin total gerne Hausfrau 
und Mutter!“ Das allein wäre noch 

nicht unbedingt antifeministisch. 
Aber dazu kommen subtilere Ele-
mente, etwa ein Hashtag wie #Femi-
ninityNotFeminism oder #TradWife. 
Im Ganzen betrachtet vermittelt der 
Post ein traditionelles Frauenbild 
und suggeriert, Weiblichkeit stehe 
im Gegensatz zu Feminismus.

Wer ist die Zielgruppe?
Tiktok wird vor allem von jun-

gen Leuten bis 25 Jahre genutzt und 
ist besonders beliebt bei Frauen. Er-
reicht werden sollen junge Frauen, 
die sonst gar nicht unbedingt an 
rechten oder reaktionären Botschaf-
ten interessiert wären. Viele antife-
ministische Influencerinnen versu-

chen auf subtile Art, ihr Publikum 
mit ihrem Weltbild zu prägen. Es ist 
eine Art Türöffner, und der Algorith-
mus spielt ihnen in die Hände.

Inwiefern?
Wenn ich auf Tiktok ein paar sol-

cher Accounts folge, dann rutschen 
mir automatisch immer mehr davon 
in den Feed. Nach und nach kommen 
dann auch Profile mit radikaleren 
Positionen rein. Die Influencerin-
nen nutzen die Funktionsweise von 
Tiktok. Sie gehen auf aktuelle Trends 
ein wie das Zeigen der angeblich per-
sönlichen Morgenroutine, beliebte 
Hashtags oder Filter, und der politi-
sche Moment passiert versteckt. Es 

wird Lifestyle vermarktet – aber der 
trägt eine politische Message.

Sind das Einzelpersonen?
Wir reden über eine Szene mit ei-

ner klaren Agenda, die aber oft nicht 
offengelegt wird. In vielen Profilen 
ist zum Beispiel nicht ersichtlich, 
wenn die In ha be r*in nen in rechten 
Organisationen aktiv sind. Es gibt 
ganz klare Überschneidungen  – 
ideologisch wie auch personell – mit 
Pick-up-Artists oder Maskulinisten, 
aber auch mit organisierten Rechten 
und extremen Rechten. Die AfD und 
ihre Jugendorganisation Junge Alter-
native sind zum Beispiel sehr aktiv 
auf Tiktok.

„Nach und 
nach 
radikalere 
Positionen“

Ins Gegenteil 
verkehrt

Mareike Fenja Bauer 
forscht zu politischen 
Influencerinnen auf 
Tiktok

Ein Pro-
Choice-Frau-
enmarsch in 
Washington 
1989  
Foto: Barbara 
Alper/getty

Interview Dinah Riese

Mareike Fenja 
Bauer 
promoviert an 
der European 
New School of 
Digital Studies 
zu antifemi­
nistischen 
Influence­
rinnen.
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Nein heißt Nein –
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Zustimmung beim Sex
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Sprache, 30 Seiten
Broschur, Dezember 2022
ISBN 978-3-948250-56-0

Download unter:
www.rosalux.de/publikation/id/49585
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Femizide in Deutschland –
(k)ein Einzelfall

Fakten und Hintergründe
zur Gewalt gegen Frauen

44 Seiten
Broschur

Dezember 2022
ISBN 978-3-
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Download und Bestellung unter:
www.rosalux.de/publikation/id/49596

Download und Bestellung unter:
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D
ass Mitch Pfeifer an einem 
Tag im August erstmals 
beim Rugbytraining der 
Berlin Bruisers landet, 
ist Zufall: Ein Mitglied 
des neuen Flinta*-Teams 

lud Pfeifer ein. Flinta steht für Frauen, 
Lesben, inter, nicht-binäre, trans und 
agender Personen. Das Team, im Früh-
jahr 2022 gegründet, ist das erste deut-
sche Flinta*-Rugbyteam überhaupt. 
Mitch Pfeifer ist nicht-binär, ist also 
weder männlich noch weiblich, und 
nutzt das Pronomen they. „Teamsport 
fand ich immer eher einschüchternd. 
Ich dachte, ich kann das nicht und habe 
nicht den richtigen Körper dazu.“ Ein 
Flinta*-Team aber findet they „mega 
cool“, die Stimmung „voll empowernd“. 
Nicht unbedingt der Sprachduktus, der 
sonst in Sportklubs herrscht. Die Brui-
sers sind die Nische der Nische. Sie wol-
len Sportkultur anders denken.

„Bei uns im Team wird man die 
ganze Zeit angefeuert und voll unter-
stützt“, erzählt Pfeifer. „Mein Trainer im 
Tennis hat uns angeschnauzt. Das gibt 
es bei uns nicht. Es gibt keine Körper-
normen oder Ideen, wie man sein soll.“ 
Mitch Pfeifer fühlte sich sofort ange-
nommen. Das Team trägt Flinta nicht 
nur im Namen, es seien tatsächlich 
alle Identitäten des Kürzels vertreten. 

Seit Herbst spielen die Berlin Bruisers 
der Regionalliga Nordost, einer offi-
ziellen Frauenliga. Probleme wie Pro-
teste durch andere Vereine gibt es laut 
Team keine.

Die Bruisers sind ein Projekt zu ei-
ner Zeit, in der das Pendel nicht nur im 
Rugby in die Gegenrichtung schlägt. Es 
gibt kaum eine Sportart, in der nicht 
über Körper von inter Personen, hy-
perandrogynen und trans Frauen dis-
kutiert wird. Es geht um vermeintli-
che und faktische Vorteile etwa durch 
Körpergröße und Testosteronwerte. Oft 
ohne valide Studien – und ohne ein real 
existierendes Problem: In Wettbewer-
ben sind etwa trans Frauen im Gegen-
teil stark unterrepräsentiert. Bei der 
Diskussion handelt es sich um eine se-
xistische Kontinuität. Seit Beginn des 
Verbandssports haben Männer solche 
Frauen, die ihnen als zu „männlich“ 
galten, von Frauenwettbewerben aus-
geschlossen. Verbandssport ist Hüter 
eines radikal binären Systems. Frauen 
gelten ihm seit jeher als das unterle-
gene Geschlecht, das geschützt wer-
den müsse – vor „Männern in Frauen-
kleidern“.

Diese Kontinuität verbindet sich mit 
einem transfeindlichen gesellschaftli-
chen Backlash. Mehrere Weltverbände 
haben 2022 Verbote beschlossen: Der 

Weltschwimmverband Fina, mittler-
weile World Aquatics, verbietet trans 
Frauen die Teilnahme, sofern sie die 
Geschlechtsangleichung nicht vor der 
Pubertät vorgenommen haben. World 
Rugby schließt seit 2022 trans Frauen 
komplett aus wegen vorgeblicher Ver-
letzungsgefahr für cis Frauen, obwohl 
keine Verletzungsfälle bekannt sind.

Rachel Schneider, Gründerin des 
Flinta*-Teams der Bruisers, sieht sich 
im Widerstand zur Regel. Ein Tur-
nier in England, das trans Frauen aus-
schloss, haben die Berlin Bruisers ab-
gesagt. Sie vernetzen sich, lobbyieren, 
informieren. Dabei will Schneider das 
Team nicht als Reaktion auf das Ver-
bot verstanden wissen, eher als proak-
tives Schaffen eines Raums. „Die meis-
ten Ausschlüsse passieren in England, 
Wales, Schottland und Irland“, sagt 
sie. „Es gibt aktuell viel  Transpho-
bie in Großbritannien, und das ist in 

den Sport geraten. Aber in anderen 
Rugbyländern sehen wir das nicht.“ 
In Deutschland gab es vor allem von 
Frauen großen Protest gegen die Trans-
feindlichkeit. Sie drängten den män-
nerdominierten Verband DRV, sich 
kritisch zu positionieren. „Rugby der 
Frauen war immer ein sehr queerer 
Ort“, sagt Schneider.

Mitch Pfeifer sagt: „Rugby ist in 
Deutschland eine Mini-Sportart, des-
halb kann man ein bisschen mehr 
machen, was man will.“ So reagierten 
die anderen Ligateams freundschaft-
lich und interessiert auf die Bruisers. 
Nur mit den Schiris, erzählt Schnei-
der, gebe es manchmal Diskussionen, 
wenn es zu Ansprachen wie „Hey Mä-
dels“ käme. „Aber generell ist die Erfah-
rung echt positiv.“

Schwimmen ist vielleicht das Gegen-
teil von Rugby: olympische Kernsport-
art und deutscher Massensport, orga-
nisiert von oft verkrusteten, männer-
dominierten Vereinen. Der Deutsche 
Schwimm-Verband (DSV) steckt in der 
Krise, auch wegen sexualisierter Ge-
walt. Bei der Abstimmung zum Trans-
verbot enthielt man sich. Auf den Fra-
genkatalog der taz antwortet der DSV: 
„Der Meinungsbildungsprozess im Vor-
stand samt Austausch mit internen und 
externen Expert*innen“ dauere an. Es 

folgt ein nichtssagendes Sowohl-als-
auch: „Chancengleichheit ist schließ-
lich ein existenzieller Grundwert des 
Sportwettkampfs. Unabhängig davon 
wird geschlechtliche Vielfalt durch und 
bei uns im Verband aber willkommen 
geheißen.“ Seit 2020 könne man sich 
als divers registrieren lassen.

Auch im Schwimmen gibt es durch-
aus spezielle Räume für trans und in-
ter Personen, etwa beim Berliner Sport-
verein SV Seitenwechsel. Aber offenbar 
keinen breiten Protest, keine Flinta*-
Wettkampfteams. Laut DSV gab es im 
Wettkampfsport keinen gemeldeten 
Bedarf für eine Einzelfallprüfung. Die 
große Sorge von Ak ti vis t:in nen ist stets, 
dass das Feuer überspringe und an-
dere Verbände nachziehen. Klubs wie 
die Bruisers wollen helfen, bestehende 
Verbote rückgängig zu machen. Derzeit 
planen sie ein eigenes Flinta*-Turnier 
und einen offenen Brief an den engli-
schen Rugby-Verband RFU, in dem sie 
fordern, das Verbot aufzuheben und ge-
meinsam mit Betroffenen eine inklusi-
vere Regelung zu finden. Bei ihnen gilt: 
in erster Linie Spaß haben. Und in zwei-
ter Linie etwas bewirken. „Es gibt ein 
politisches Klima, in dem man kämp-
fen muss“, sagt Mitch Pfeifer. „Das ist 
natürlich scheiße. Aber uns ist klar, 
dass wir das machen wollen.“
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„Bei uns gibt keine 
Körpernormen 
oder Ideen, wie 
man sein soll“
Mitch Pfeiffer, Rugbyspieler*in

Von Alina Schwermer (Text) 
und Doro Zinn (Foto)

Schneller Konter gegen Hass
Mehrere große Sportverbände haben jüngst trans Frauen aus dem Frauensport ausgeschlossen. Doch es gibt Widerstand: 
Bei den Berlin Bruisers spielen Flinta in einer offiziellen Frauenliga Rugby

Am Frühstückstisch
Wenn Trans* feind lich keit auftritt, 
sollten das auch cis Menschen be-
nennen und trans* Personen un-
terstützen. Auch wenn keine trans* 
Personen anwesend sind, ist es wich-
tig, falsche Namen und Pronomen zu 
korrigieren und sich für Menschen-
rechte und geschlechtliche Selbstbe-
stimmung einzusetzen. 

Diese Aufgaben dürfen nicht 
allein an Menschen hängen, die 
Trans* feind lich keit erfahren. Ge-
rade im persönlichen Umfeld ist für 
trans* Personen Selbstreflexion da-
rüber zentral, wann genug Energie 
für eine Auseinandersetzung da ist 
und wann diese eher belastend und 
nicht zielführend ist.

Im Internet
Trans* feind li che Kommentare auf 
Social-Media-Plattformen werden 

genutzt, um trans* Personen sowie 
deren Un ter stüt ze r*in nen in verlet-
zende Diskussionen zu verwickeln. 
Dabei geht es nicht um den Dialog, 
sondern um die Verbreitung von dis-
kriminierenden Inhalten. 

Entscheidend ist, gezielt auf Kom-
mentare zu reagieren, bei denen ein 
ehrliches Interesse besteht, und Per-
sonen mit wenig Vorwissen über 
Fehlinformationen aufzuklären. Po-
sitive Social-Media-Posts und unter-
stützende Kommentare können hel-
fen, das Thema neu zu besetzen.

In Medien
Wenn ein trans* feind li cher Beitrag 
in den Medien auffällt, ist es sinn-
voll, diesen nicht per Link, sondern 
als PDF oder Screenshot zu versen-
den. Hohe Klickzahlen bestärken Re-
daktionen, erneut trans* feind li che 
Inhalte zu verfassen. Für cis Men-

schen ist es wichtig zuzuhören, wenn 
trans* Personen Inhalte als trans*-
feind lich kritisieren. Mit Le se r*in-
nen brie fen kann Kritik an dem Arti-
kel zum Ausdruck gebracht werden. 
In schwerwiegenden Fällen kann ge-
gebenenfalls auch Beschwerde beim 
Presserat eingereicht werden.

Auf der Arbeit
Die Intervention bei trans* feind li-
chen Aussagen oder Verhaltenswei-
sen im Arbeitskontext ist oft aus-
schlaggebend, wie trans* Personen 
das Betriebsklima wahrnehmen. 
Trans* Kol le g*in nen sollten von un-
terschiedlichen Anlaufstellen wie 
dem Betriebsrat, Gleichstellungs- 
und Diversitätsbeauftragten unter-
stützt werden. Expertise von außen 
entlastet trans* Personen im Betrieb 
bei der Sensibilisierung des Arbeits-
umfelds.

Auf der Straße
Auf der Straße ist es eine besondere 
Herausforderung, Trans* feind lich-
keit gut zu begegnen. Cis Verbün-
dete sollten auf trans* Personen, die 
beleidigt oder physisch angegriffen 
werden, zugehen und Unterstützung 
anbieten. Die Polizei sollte außer in 
akuten Situationen nicht ohne Ein-
verständnis der gewaltbetroffenen 
Person kontaktiert werden. Falls die 
Polizei gerufen wird, kann der trans* 
Person Beistand geleistet werden, 
um gegebenenfalls auf Diskriminie-
rung durch die Polizei zu reagieren. 
Manche Städte haben dafür LSBTI-
Ansprechpersonen bei der Polizei.
 
Robin Ivy Osterkamp ist im Vorstand 
des Bundesverbands Trans* e.  V. und 
in der Lan deskoordination für den 
Bereich trans* im Queeren Netzwerk 
Niedersachsen e. V. zuständig.

Trans* feind lich keit kann quasi 
überall passieren. Fünf 
Handreichungen für den Alltag

Was tun bei 
Trans* feind ­
lichkeit?

Von Robin Ivy Osterkamp

Empowernde 
Stimmung bei 
den Bruisers: 
Rachel 
Schneider 
(links) und 
Mitch Pfeifer 
beim Training

https://www.deutschlandfunk.de/fina-schwimmen-trans-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/fina-schwimmen-trans-100.html
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